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30 Stunden Arbeit für 40 Stunden Lohn! 

Für eine 
Arbeiterregierung I 

Keine Illusionen 
in die SPOI 

3. Juni - Seit dem 14. Mai streiken in Nord­
württemberglNordbaden 14000 Metaller. 
Als die Bosse von Daimler Benz am 16. Mai 
den Beschluß bekanntgaben, zwei Drittel der 
Belegschaft auszusperren, durchbrachen 
12 000 Daimler-Benz-Arbeiter die "Mini­
Max"-Strategie des IGM-Vorstands der Be­
schränkung des Streiks auf wenige Zuliefer­
betriebe der Autoindustrie und traten eben­
falls in den Streik. Seit dem 21. Mai werden in 
Hessen neun Betriebe bestreikt - darunter 
Opel Rüsselsheim als erster Riesenbetrieb 
mit über 30 000 Beschäftigten. Gleichzeitig 
setzt auch die IG Druck und Papier die Kam­
pagne für die 35-Stunden-Woche mit 
Schwerpunktstreiks fort. 

Doch die Kapitalisten arbeiten weiter mit 
der Rasierklinge; in Westdeutschland und in 
Westberlin schreiten sie zu "ka1ten" Aussper­
rungen, in Baden-Württemberg und Hessen 
sind bereits 200 000 Metaller von der 
"heißen" Aussperrung betroffen. Die Ge­
werkschaftsführer konterten mit zweistündi­
gen Solidaritätsstreiks a11er Gewerkschaften 
in Baden-Württemberg und Hessen. Doch 
wie weiter? Wollten Mayr, Steinkühler und 
die Bürokraten der anderen Gewerkschaften 
wirklich eine ,,Arbeitszeitverkürzung zur Be­
seitigung der Arbeitslosigkeit" durchsetzen, 
wäre klar, daß sie einen wirklichen Kampf um 
die Macht führen müßten. Das ist es auch, 
was große Teile der Arbeiter verstanden ha­
ben, insbesondere die, die bereits den Kampf 
aufgenommen haben. Die Kohl/Strauß­
Regierung unterstützt direkt die Massenaus­
sperrungen. Sie ordnete an, daß die Bundes­
anstalt für Arbeit kein Kurzarbeitergeid an 
"kalt" Ausgesperrte zahlt, trotz rechtlicher 
Verpflichtung. Ein IG-Metall-Bürokrat be­
klagte das Verha1ten der Regierung als "klare 
Verletzung des Neutralitätsgebots auf Kosten 
der Gewerkschaft". Nur ein deutscher Sozial­
demokrat kann glauben, daß der kapitalisti­
sche Staat einen wichtigen Streik fInanzieren 
würde. Ein ernsthafter Kampf erfordert 
Opfer. Das wissen die Arbeiter und sie sind 
darauf vorbereitet. Die Kapitalisten und die 
Kohl/Strauß-Regierung haben einen Gene-
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Opel Rüsselsheim, 22. Mai: Massenstreikposten machen das Hauptportal dicht 

ralstreik als Antwort verdient Aber Boß 
Mayr winkt ab, zwar spricht er "von einem 
,schwerwiegendem Problem', doch denke 
die IG Metall nicht daran, weitere Urabstim­
mungen durchzuführen, um mit der Ver­
größerung ... der Streikfront ... das Problem 
zu lösen." (nach Frankfurter Rundschau, 22. 
Mai) 

Denn die Gewerkschaftsoberen fühlen 
sich vor a1lem in ihrem Element - nicht in der 
Streikpostenkette, sondern mit einem Bein 
auf dem Grundgesetz und dem anderen 
unter dem Verhandlungstisch. Und schon 
schmusen sie wieder in geheimen Spitz enge­
sprächen mit den Gegnern und liebäugeln 
damit, "den Tarifkonflikt noch in dieser Wo­
che bundesweit zu lösen"; und so kann man 
sich trotz der markigen Reden beim "Marsch 
auf Bonn" am 28. Mai nur ein klägliches 
Knurren beim Tarifkuhhandel in Stuttgart 
ausma1en. 

Für eine Arbeiterregierung, 
die die Kapitalisten enteignet! 

Hinter der Mogelpackung ,,35-Stunden­
Woche bei vollem Lohnausgleich" steckt in 
Wirklichkeit die Absicht der Bürokraten, für 
den Erhalt von wenigen Jobs mehtjährige 

Lohnsenkungen durchzuführen. Damit rüh­
ren die IGM-Bürokraten die Werbetrommel 
für eine Neuauflage von Schrnidts NATO­
Lohnraub-Regierung und mobilisieren 
Hunderttausende nach Bonn, nicht um das 
Bundeshaus in den Rhein zu kippen, sondern 
- wie mit den Massendemonstrationen im 
Herbst 1982 - um die Ministersessel für die 
SPD zu reservieren. 

Von einer SPD-Regierung haben die 
Arbeiter hier genausoviel zu erwarten wie 
ihre französischen Klassenbrüder von Mit­
terrands "sozialistischer" NATO-Volksfront: 
Austerität, Austerität und Austerität. Wenn 
200 000 Metaller nach Bonn marschieren, so 
ist das nicht das gleiche wie eine nationalisti­
sche "Friedens"demonstration. Hier werden 
diejenigen mobilisiert, die diese Gesellschaft 
in Gang halten - die IG Metall, stärkste Ein­
zeigewerkschaft der Welt Aber wozu? Um 
Dampf abzulassen? Sie können zwar weder 
Regierung noch die Bundesanstalt für Arbeit 
zwingen, Arbeiterinteressen zu vertreten, 
aber sie haben Kraft und Macht, diese Gesell­
schaft zu führen und zu organisieren. 

Umjetzt die Massenarbeitslosigkeit zu be­
seitigen, eine würdige Existenz für alle zu 
schaffen, muß die vorhandene Arbeit auf alle 
Hände verteilt werden: Für 30 Stunden Arbeit 

bei 40 Stunden Lohn und automatischen Aus­
gleich der Inflation, für eine gleitende Ska1a 
der Löhne und der Arbeitszeit! Alle Betriebe 
müssen besetzt werden, Bosse, Management 
und Streikbrecher gehören ausgesperrt und 
die Tore müssen dicht bleiben. Das ist die 
einzige Sprache, die die Bosse verstehen. 
Denn es trifft ihre empfmdlichste Stelle, ihr 
hochheiliges Eigentum. Betriebsbesetzun­
gen stellen praktisch die Frage der Macht, 
nicht nur im Betrieb, sondern in der ganzen 
Gesellschaft. Verbunden mit Massenstreiks 
sind sie Hebe~ die reaktionäre Kohl-Regie­
rung zu vetjagen. Das Elend der Massen­
arbeitslosigkeit muß beseitigt werden durch 
die entschädigungslose Enteignung aller Kapi­
talisten, durch eine wirkliche Arbeiterregie­
rung. Für eine Regierung der Arbeiterräte! 
Demgegenüber erklären die Gewerkschafts­
führer ehrfürchtig: "Wir haben den Streik be­
wußt klein angefangen, um den Unterneh­
mern die Chance zu geben, durch Verhand­
lungen den Schaden gering zu halten" (Inter­
view mit IG-Metall-Justitiar Kittner, Spiegel 
Nr. 21,21. Mai). Kein Wunder, daß Gesamt­
metall die Muskeln spielen läßt, Aussperrun­
gen verhängt, Streikbrecher organisiert und 
Polizei-Schlägertrupps gegen die Arbeiter 

Fortgesetzt au/Seite 8 

~ 

:;;c 
~ 
'" ~ 
S 
& 



2 

: Das Kreuz 
Konlerrevo • Ion 

Der "KruzifIX-Krieg" in Polen endete Anfang 
April mit einem "Kompromiß": In der staatli­
chen LandwirtschaJtsschule von Mietne dü!jen 
Kruzifixe zwar nicht mehr in den Klassen­
zimmern aufgehängt werden, wohl aber in den 
Internatsräumen und in der Schulbücherei. Mit 
solchen "Kompromissen "vergrößert die stalini­
stische Bürokratie in Polen nur den konterre­
volutionären Appetit der klerikalen Reaktion. 
Der Vatikan provozierte die Auseinanderset­
zung als Begleitmusik für das westliche Fünf­
Milliarden-Hilfsprogramm für die polnische 
PrivatbauemschaJt, die die soziale Basis für 
eine klerikal-kapitalistische Konterrevolution 
in Polen bildet. Der gutinformierte Spiegel (7. 
Mai) berichtet über das "mit dem Vatikan, den 
Kirchenführern im EG-Bereich und den USA" 
abgesprochene Projekt: "Die Tatsache, daß die 
im Projekt genannten Summen in Deutscher 
Mark und nicht wie sonst in US-Dollar angege­
ben wurden, lit;ß darauf schlit;ßen, daß Polens 
Kireheriführung den größten Betrag aus der 
Bundesrepublik erwartete. " 

So setzt die deutsche Bourgeoisie jetzt über 
Kohl und Straußfort, was Schmidt und Brandt 
mit ihrer Ostpolitik e!jolgreich begannen: die 

sche Hierarchie und Priesterschaft zum 
Zentrum der direkten Organisierung der anti­
kommunistischen Reaktion geworden. Die 
Pilgerreise, die Papst Johannes Paul Wojtyla, 
früher Bischof in Krakow, im letzten Jahr in 
sein Heimatland gemacht hat, entfesselte 
eine Orgie von antisowjetischer und anti­
kommunistischer Hysterie. 

Und jetzt fmdet der "KruzifIx-Krieg" statt. 
Als eine grundlegende demokratische Maß­
nahme zur Trennung von Kirche und Staat 
hat die Warschauer Regierung beschlossen, 
daß Kruziftxe aus öffentlichen Schulen 
entfernt werden müssen. Daraufhin besetz­
ten Schüler unter Führung von Priestern eine 
Landwirtschaftsschule in Mietne, etwa 60 km 
südöstlich von Warschau, worauf diese von 
den Behörden geschlossen wurde. Die 
gesamte Kirchenhierarchie, einschließlich 
des angeblich "gemäßigten" Kardinals 
Glemp sowie Wojtyla in Rom, ist in diesen 
"Kruziftx-Krieg" gezogen. Nach der Rück­
kehr von einer Reise zur rechten Militärdikta­
tur in Brasilien, der "Welt größtes katholi­
sches Land", hat Glemp die Rechtmäßigkeit 
aller Gesetze in Frage gestellt, die die Vor-

Warschau, 1943: Nazis treiben Juden zum Abtransport in die Gaskammern 

ökonomische Unterminierung des polnischen 
Arbeiterstaates als Vorbereitung der I«}pitali­
stischen Restauration. Wir Trotzkisten verteidi­
gen den polnischen dtformierten Arbeiterstaat 
bedingungslos militärisch gegen Imperialismus 
und innere Konterrevolution. 

Der folgende Artikel aus Young Spartacus 
Nr. 117, April 1984, derZeitungunsererameri­
kanischen Genossen der Spartacus Youth Lea­
gue, wurde vor dem vorläufigen Abschluß des 
"KrnzifIX-Kriegs" geschrieben. 

Die Religion ist die "wichtigste moralische 
Waffe der Bourgeoisie", erklärte Leo Trotzki, 
Kommandeur der Roten Armee, als die 
Armeen der Weißen und die Expeditions­
streitkräfte von 14 imperialistischen Mäch­
ten, einschließlich der USA, die bolschewisti­
sche Revolution im Keim zu ersticken 
versuchten. Und heute, wo der Weltkapitalis­
mus wieder mobilisiert, um die Sowjetunion 
zu zerstören, ist die Religion wieder die wich­
tigste moralische Waffe der Reaktion, 
angefangen bei Reagans Versuchen, in den 
Vereinigten Staaten wieder das Schulgebet 
einzuführen, bis zum Schlachtruf der von der 
CIA organisierten Contras, die in Nicara­
gua einfallen: "Mit Gott und Patriotismus 
kämpfen wir gegen den Kommunismus." 

Die Religion als konterrevolutionäre 
Waffe der Bourgeoisie ist nirgends mächtiger 
und eine unmittelbarere Bedrohung als in 
Polen. Unter dem Banner von Adler und 
Kreuz hatte Lech Walesas Solidarnosc Polen 
an den Rand einer pro imperialistischen Kon­
terrevolution gefiihrt. Seit der Unterdrük­
kung von Solidarnosc durch die stalinistische 
Bürokratie im Dezember 1981 ist die katholi-

rechte der Kirche einschränken: "Sind 
Gesetze richtig, die die Gefiihle der Mehrheit 
der gläubigen Gesellschaft weitreichend und 
zutiefst verletzen?" (New York Times, 15. 
März) 

Angesichts der Autorität und Beliebtheit 
der Kirche in der polnischen Bevölkerung 
und des völligen politischen (abgesehen vom 
ftnanziellen) Bankrotts des Jaruzelski­
Regimes könnte der "KruzifIx-Krieg" eine 
gefahrliche konterrevolutionäre Massen­
mobilisierung entfachen. Nicht nur klas­
senbewußte Arbeiter, sondern alle, die 
demokratische Grundsätze verteidigen, müs­
sen die polnische Regierung gegen die Kräfte 
der klerikal-nationalistischen Reaktion 
unterstützen. 

Hitler "säuberte" Polen 
für die katholische Kirche 

Einer der lokalen Priester, der den 
"Kruziftx-Krieg" anfiihrte, ging soweit, 
Nicht-Katholiken das Existenzrecht abzu­
sprechen. Er denunzierte die weltlichen Kräf­
te: "Sie waren keine Polen, sie waren Feinde. 
Es gibt kein Polen ohne das Kreuz." (New 
York Times, 9. März) Dieser Aufruf zu einer 
antikommunistischen Inquisition wurde von 
keinem geringeren Organ des Imperialismus 
als der New York Times in einem Leitartikel 
vom 16. März unterstützt: 

"Wenn kommunistische Führer anord­
nen, daß die KruzifIxe aus den Schulräu­
men entfernt werden, und Miliz einset­
zen, um diese Anordnung durchzusetzen, 
dann kann ein Priester überzeugend erklä­
ren, daß sie ,keine Polen' sind ... 
Polens Religion, gestärkt durch Nationa-

lismus und Populismus, hat auf eine Art 
und Weise, wie man sie sonst nirgendwo 
in Europa fmdet, das Ideal der Nation über 
Jahrhunderte aufrechterhalten." 

Polen als allumfassend ewig hingebungsvolle 
katholische Nation ist ein Mythos des Kalten 
Krieges. 

Wenn das Jaruzelski-Regime auch nur ein 
Gefiihl von historischer Gerechtigkeit hätte, 
könnte es als Antwort auf die Priester vor­
schlagen, Davidsterne in den Schulen aufzu­
hängen. Vor dem Zweiten Weltkrieg gab es in 
Polen drei Millionen Juden - zehn Prozent 
der Bevölkerung - der größte jüdische Bevöl­
kerungsanteil der Welt. Dabei ist es wichtig, 
daran zu erinnern, daß Marschall Jozef 
Pilsudsk~ der faschistoide Diktator im 
Zwischenkriegspolen, die große Heldenftgur 
von Solidarnosc ist. In den dreißiger Jahren 
betrieb die katholische Kirche eine offene 
Hetze fiir antisemitische Pogrome. So ver­
kündete Kardinal Hlond in einem Hirten­
brief: 

"Es ist eine unbestreitbare Tatsache, daß 
die Juden gegen die katholische Kirche 
kämpfen, sie sind Freidenker und bilden 
die Avantgarde von Atheismus, Bolsche­
wismus und Revolution Der jüdische 
Einfluß auf die Moral ist fatal. .. " (zitiert 
nach Simon Segal, The New Poland and the 
lews, 1938) 

Klerikal-faschistische Banden griffen die 
jüdischen Gemeinden mit der stillschweigen­
den Zustimmung von Pilsudskis Nachfol­
gern an, dem sogenannten "Regime der 
Obristen". Aber es waren die Nazibesetzung 

~ und der Holocaust, die Polen endgültig fiir 
~ die katholische Kirche "gesäubert" haben. 
-; Und der Vatikan erwies seine Dankbarkeit, 
S indem er Nazi-Kriegsverbrechern die Flucht 
~ ermöglichte, wie zum Beispiel dem Massen­
~ mörder Walter Rauff, der bis zu seinem kürz­
~ lichen Tod in Pinochets Chile lebte. 
c 

~ Kampf der 
~ klerikal-nationalistischen Reaktion! 
N' 

Als die Rote Armee 1944 Polen vom 
Schrecken der Nazibesetzung befreite, war 
ein Großteil der polnischen Arbeiterklasse, 
aus langer Tradition heraus. sozialistisch und 
antiklerikal. Jahrzehnte von bürokratischer 
Unterdrückung, krasser Korruption und 
immer wieder gebrochenen Versprechen von 
"sozialistischer Demokratisierung" haben 
jedoch dazu gefiihrt, daß die Werktätigen 
sich gegen die stalinistische Version des "real 
existierenden Sozialismus" wandten. Gleich­
zeitig erlaubten die Stalinisten der mächtigen 
katholischen Kirche, zur einzigen tolerierten 
Stimme der politischen Opposition zu wer­
den. Anfang der siebziger Jahre erzählte der 
Leiter des Regierungsamtes fiir religiöse 
Angelegenheiten einem westlichen Journali­
sten: "Natürlich gibt es Zensur, außer für die 
18000 Kanzeln, wo die Priester sagen kön­
nen, was sie wollen; und es kümmert sich 
wirklich niemand darum, was sie gelegent­
lich sagen." (zitiert nach George Blazynski, 
F1ashpoint Poland, 1979) Jaruzelski be­
schwert sich jetzt über Priester, "die die 
Kanzel mit einem Mikrofon von Radio Freies 
Europa verwechselt haben" (Washington 
Post, 17. März). Aber es waren gerade Jaru­
zelski und seinesgleichen, die es erlaubt 
haben, daß diese Radio-Freies-Europa­
Kanzeln so einflußreich werden konnten. Ein 
besonders krasses Beispiel für die offene 
Unterstützung der klerikalen Reaktion in 
Polen durch die Stalinisten ist Pax - zumin­
dest bis zur Unterdrückung der Solidarnosc­
Konterrevolution das wahrscheinlich größte 
Privatunternehmen in Polen. Pax erhielt die 
gleiche Vorzugsbehandlung wie staatseigene 
Firmen; es kontrollierte die Herstellung der 
gesegneten Kerzen, von Rosenkränzen, reli­
giösen Souvenirs usw. Nicht nur, daß Pax im 
Grunde eine vom Staat sanktionierte pro­
katholische Front ist, sie wurde auch noch 
von einem waschechten Faschisten geführt: 

SPARTAKIST 

Solidarnosc-Führer Walesa mit dem 
Kreuz der Konterrevolution 
Boleslaw Piasecki. Dieser hatte eine pro­
faschistische Gruppe gegründet und im 
Polen der Zwischenkriegszeit jüdische Stu­
denten angegriffen, wobei er sich wegen 
seiner Vorliebe fiir Rasiermesser den Spitz­
namen Gillette-Mann erwarb. 

Die wachsenden Kräfte des Klerikal-Natio­
nalismus im stalinistischen Polen explodier­
ten mit der Gründung von Solidarnosc im 
Spätsommer 1980. Zwar waren die Motive 
der Arbeiterrnassen, die zu Solidarnosc 
strömten, berechtigte Beschwerden gegen 
die Bürokratie und der Wunsch nach einem 
leichteren Leben. Diese "freie Gewerkschaft" 
wurde jedoch von Beginn an von verhärteten 
klerikal-nationalistischen Reaktionären ge­
führt, die sich auf dem ersten nationalen 
Kongreß von Solidarnosc im September 
1981 um ein konterrevolutionäres Pro­
gramm konsolidierten. Bezeichnenderweise 
wurden in diesem Programm nicht nur Kru­
zifIXe in den öffentlichen Schulen, sondern 
eine umfassende allgemeine katholische 
Erziehung gefordert: "Der Katholizismus ist 
der lebendige Glaube der meisten Polen. Wir 
sind der Auffassung, daß der Prozeß der 
nationalen Erziehung in ehrlicher und ange­
messener Weise der Rolle und dem Platz des 
Christentums und der Kirche in der 
Geschichte Polens und der Welt Raum geben 
muß." (zitiert nach Abraham Brumberg, 
Hrsg., Poland: Genesis of a Revolution, 1983) 

Während die Pseudolinken im Westen 
dieser polnischen gelben Gewerkschaft im 
Dienste von Wall Street, CIA, Deutscher 
Bank und Vatikan zugejubelt haben, warnten 
wir: "Stoppt die Konterrevolution der Soli­
darnosC!" Was wäre geschehen, wenn die 
russischen und polnischen Bürokraten zu 
eingeschüchtert gewesen wären, und Lech 
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Oakland/USA: Rassistische Verschwörung gegen Streikposten zurückgeschlagen I 

Lauren und Ray müssen nicht in den Knastl 
Die acht Monate dauernde Verschwörung 
der Staatsanwaltschaft von Alameda County 
in Kalifornien und der Telefongesellschaft 
Pacific Telephone (PT&'D, um die schwarze 
Telefonarbeiterin Lauren Mozee und ihren 
Freund und Gewerkschaftskollegen Ray Pal­
miero hinter Gitter zu bringen, wurde am 6. 
April gestoppt An diesem Tag wurden die 
Anklagen gegen Lauren wegen "schwerer 
Verbrechen" und bereits zwei Wochen vor­
her gegen Ray "mangels Beweisen" fallen­
gelassen. Die Anklage gegen Lauren wurde 
auf "Ordnungswidrigkeiten" reduziert, 
worauf sie entgegnete: "Kein Einspruch." 
Daraufhin wurde Lauren zu acht Wochen­
enden "Gemeindearbeit" verurteilt. Unter 
dem Druck der vorn Phone Strikers Defense 
Cornrnittee (Komitee zu Verteidigung der 
streikenden Telefonarbeiter) initiierten Ver­
teidigungskampagne waren die rassistischen, 
arbeiterfeindlichen Verleumdungen von 
Staatsanwaltschaft und PT&T geplatzt. 

Die Verschwörung gegen Lauren und Ray 
hatte beim nationalen Telefonarbeiterstreik 
im letzten Sommer begonnen. Lauren war 
als Streikposten im vorn faschistischen Ku 
Klux Klan verseuchten San Leandro ein­
gesetzt, als sie von einer rassistischen Streik­
brecherin, der leitenden Angestellten von 
PT&T, Hansen, als "schwarze Niggerhure" 
beschimpft und ins Gesicht geschlagen wur­
de. Lauren verteidigte sich gegen die Angrei­
ferin und Ray eilte ihr zu Hilfe. Dafiirwurden 
Lauren und Ray von PT&T gefeuert, erhiel­
ten keine Arbeitslosenunterstützung und 
wurden "schwerer Verbrechen" und der 
"Körperverletzung" angeklagt, genug, um 
jeden von ihnen für siebeneinhalb Jahre hin­
ter Gitter zu bringen (siehe Spartakist Nr. 49, 
März 1984). 

In einem kalkulierten Akt von politischem 
Rassismus hatten sich Staatsanwaltschaft 
und PT&T Lauren und Ray herausgegriffen 
Die beiden sind ein gemischtrassisches Paar 
und Mitglieder des von unseren Genossen 
der Spartacist LeaguelU.S. (SLIU.S.) poli­
tisch unterstützten Militant Action Caucus, 
der klassenkämpferischen Opposition in der 
Telefonarbeitergewerkschaft (Communica-

San Francisco: 

, 

Ray Palmiero, Lauren Mozee und ihre beiden Kinder 

tion Workers of America ~ CW A). Sie sind 
bekannt als militante Gewerkschafter, die 
während des Streiks dafür kämpften, die 
Telefongesellschaft durch Massenstreik­
posten lahmzulegen. Lauren erklärte zur von 
Justiz und Bossen organisierten Treibjagd: 
"Das alles reicht in die Zeit (vor zehn Jahren) 
zurück, als ich noch bei den (Black) Panthers 
war; sie sagten sich, damals konnten sie mich 
nicht kriegen, also versuchen sie es jetzt" 
Aber aus dem fest erhoffien Sieg von PT&T 
und bürgerlicher Justiz gegen Lauren und 
Ray und gegen die gesamte Gewerkschafts­
bewegung ist eine Niederlage der Bosse und 
ihrer Gerichte geworden! Alle Anklagepunkte 
müssen fallengelassen werden! 

Die vorn Verteidigungskomitee, der 
SLIU.S. und dem Partisan Defense Commit­
tee (der Verteidigungsorganisation der 
SLIU.S.) initiierte Kampagne konnte den 
rassistischen Angriff gegen Lauren und Ray 
nur vereiteln, weil sie sich weder auf den 
"Buchstaben des Gesetzes" noch auf die pas­
sive Bürokratie der CWA verlassen hatte, 

sondern auf die Mobilisierung der Arbeiter­
klasse und aller Unterdrückten baute. Aus­
gabe für Ausgabe verbreitete Workers Van­
guard, die Zeitung der Spartacist League, die­
sen Fall im ganzen Land und mobilisierte für 
Lau ren und Rays Verteidigung. Nicht nur die 
Anstrengungen der SLIU.S., auch ihr hohes 
Ansehen als Verteidigerin aller Ausgebeute­
ten und Unterdrückten, errungen durch 
erfolgreiche Mobilisierungen wie die Verhin­
derung des Ku Klux Klan-Aufmarschs in 
Washington durch 5000 Schwarze und 
Arbeiter am 27. Oktober 1982 (siehe Sparta­
kist Nr. 46, März 1983), waren wesentlich, 
um diese Verteidigungskampagne zu gewin­
nen. 

Lauren und Rays Kollegen standen in der 
vordersten Front der Verteidigungskarn­
pagne ~ trotz Schikanen, Anordnung von 
Überstunden und Verfolgung durch PT&T ~, 
um militante Teile unter der Belegschaft zu 
knacken. Wahrend der zahlreichen Gerichts­
termine war der Gerichtssaal ständig voll von 
Gewerkschaftern. Eine Demonstration von 

über 400 Gewerkschaftern, Schwarzen und 
Sozialisten am 29. Oktober letzten Jahres 
zwang den Staatsanwalt, die Anklage wegen 
"schwerer Körperverletzung" zurückzuzie­
hen und so das drohende Strafmaß um drei 
Jahre zu reduzieren. Die Labor Councils von 
Alameda County und San Francisco ~ sie 
repräsentieren über 100000 in der AFL-CIO 
(dem Gewerkschaftsdachverband) organi­
sierte Arbeiter ~ forderten die Niederschla­
gung aller Anklagepunkte gegen Lauren und 
Ray sowie gegen drei andere wegen 
Ordnungswidrigkeiten im Telefonstreik 
angeklagte Arbeiter. Mehr als zwei Dutzend 
lokale Gewerkschaften unterstützten die Ver­
teidigungskampagne, außerdem Gewerk­
schaften aus Kanada und Australien. Lauren 
und Rays Sache war die aller Arbeiter und 
Unterdrückten! Mit der Verschwörung gegen 
Lauren und Ray haben die Bosse und ihre 
Justiz die Streikposten aufs Korn genommen 
~ und ohne Streikpostenketten gibt es keine 
Gewerkschaften. So ist der Sieg eine Lektion 
für die Telefonbosse und Streikbrecher: 
"Streikpostenketten überquert man nicht!" 

Viele Aktivisten der Verteidigungskam­
pagne erkannten den Zusammenhang zwi­
schen den Attacken aufLauren und Ray und 
dem rassistischen kapitalistischen System, 
das den atomaren Holocaust gegen die 
Sowjetunion vorbereitet. Sie wurden Mitglie­
der der von der SLIU.S. vor einern Jahr 
initiierten Labor Black League for Social 
Defense (Liga der Arbeiter und Schwarzen 
für soziale Verteidigung). Wie Ray Palrniero 
Workers Vanguard sagte: "Wir haben einen 
Sieg errungen, daß Lauren und ich nicht ins 
Gefangnis müssen; den endgültigen Sieg 
wird es jedoch erst geben, wenn die Arbeiter 
die Macht in ihre eigenen Hände nehmen ~ 
die Staatsrnacht erobern. Ich möchte allen 
Leuten danken, die uns in diesem Fall vertei­
digt haben, aber wir haben immer noch viel 
zu tun ~ wir haben noch eine Welt zu gewin­
nen!" 
Siege wie diese kosten Geld! Überweist eure 
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"Wir rissen die Flagge der Sklaverei runter !~~ 
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Gekleidet in der Uniform eines Soldaten der amerikani­
schen Nordstaaten, erklomm Richard Bradley am 15. 
April einen 15 Meter hohen Fahnenmast vor dem Civic 
Center von San Francisco und riß die Rassistenflagge der 
amerikanischen Südstaaten herunter. Die restlichen Stoff­
fetzen wurden unten von Demonstranten der Spartacist 
League, der Spartacus Youth League und der Labour 
Black League for Social Defense unter großem Jubel ver­
brannt. In der von den Demonstranten verteilten Prokla­
mation heißt es: 

"Die Konföderierten-Flagge ist das Banner des rassisti­
schen Terrors ... Von den Sklavenjägern, die die befrei­
ten Schwarzen verfolgten, als die Black Reconstruction 
zerstört wurde, bis zum Lynchen von Schwarzen in 
den zwanziger Jahren, bis zu den Bombenanschlägen 
und brutalen Morden an der Bürgerrechtsbewegung in 
den sechziger Jahren, bis hin zum erneuten furcht­
baren Anstieg rassistischer Gewalt im gegenwärtigen 
Kalten-Kriegs-Klima ist die Konföderierten-Flagge 
eine Aufforderung zu rassistischem Terror. .. 

Die ,Frage' der Konföderierten-Flagge wurde durch 
Blut und Eisen im Bürgerkrieg entschieden. Über 
350 000 Soldaten der Nordstaaten-Union starben, um 
die verhaßte Konföderierten-Flagge herunterzuholen. 
Über 200 000 schwarze Soldaten traten in den Kampf 
ein und wandten das Blatt zugunsten der Nordstaaten. 
Fast 20 Prozent dieser schwarzen Soldaten gaben ihr 
Leben in dieser verzweifelten Schlacht für ihre 

~ Freiheit" 
~ Richard Bradley, ein früherer Spartacist-Kandidat für den 
~ Stadtrat von San Francisco, wurde nach seinem Abstieg 
~ vom Fahnenmast zusammen mit Peter Woolston, gewähl-

tes Vorstandsmitglied der Ortsgruppe 6 der Hafenarbeiter-

gewerkschaft IL WU festgenommen, auf die Polizeistation 
gebracht und des "Vandalismus" beschuldigt. Als die 
Bürgermeisterin "Dixie Dianne" Feinstein von der Demo­
kratischen Partei am nächsten Tag befahl, eine zweite Süd­
staaten-Flagge zu hissen, holte Bradley erneut dieses Sym­
bol des rassistischen Terrors herunter und wurde von 13 
weißen Bullen verhaftet. Unsere Genossen hatten ge­
schworen, die Flagge der Sklaverei "wird nicht wehen", 
und diesmal blieb sie unten. In der ganzen Region von San 
Francisco wurde diese Aktion der Spartacist League in der 
Bevölkerung begeistert begrüßt, die Presse berichtete aus­
führlich über die "Schlacht um die Flagge". 

Zwei Wochen später stieg Bradley erneut auf den Mast, 
um eine genaue Kopie der mit den 33 Sternen der Nord­
staaten-Union besetzten Flagge von Fort Sumter zu his­
sen, Symbol des Kampfes und des Sieges über die 
Sklaverei. 

Die rassistische Bürgermeisterin besaß die Chuzpe, die 
historische Nordstaaten-Flagge wieder einholen zu lassen. 
Der gleiche kapitalistische Staat, der am 15. April 1984 die 
Ku Klux KlanlNazi-Mörder von fünf Linken und Schwar­
zen in Greensboro 1979 freisprach, stellt Bradley jetzt 
wegen "Vandalismus" vor Gericht! Die Staatsanwaltschaft 
bot ihm den Kuhhandel an, statt eines Gerichtsverfahrens 
doch 25 Stunden "Gemeindearbeit" abzuleisten. Bradley 
erklärte dazu Workers Vanguard (25. Mai): "Das war 
dumm! Denn ich habe meine gemeinnützige Arbeit ein­
deutig getan ... zweimal die Konföderierten-Flagge 
herunterzuholen und die Unions-Flagge zu hissen ... Ja, 
allerdings, ich will meinen Tag vor Gericht. Ich denke, ein 
Geschworenen-Prozeß wird die Sache klären." Führt den 
amerikanischen Bürgerkrieg zu Ende! VOfWärt zu einem 
Arbeiterstaat! 
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Arbeiterkämpft in· Europa: Frankreich 

Für einen Generalstreik gegen Mitterrands Austerität I 

Stahlarbeiter nehmen Frankreich 
auseinander 
Ende März kündigte die französische Regie­
rung des "sozialistischen" Präsidenten 
Fran~is Mitterrand Pläne zur "Neustruk­
turierung" der Stahlindustrie an, die etwa 
25000 Entlassungen in den nächsten zwei 
Jahren vorsehen. In der Kohle- und Stahl­
region Lothringen, wo die meisten Entlas­
sungen stattfmden sollen, ertönten zum Pro­
test die Fabriksirenen, die Arbeiter gingen 
auf die Straße. In Longwy wurde das Finanz­
amt geplündert, Türen und Fenster des 
Gerichts eingeworfen; es kam zu Straßen­
schlachten mit der Bereitschaftspolizei. In 
Paris wand sich die Kommunistische Partei 
(KPF) vor Verlegenheit, als viele Mitglieder 
fragten, wie lange die Partei noch in der 
Volksfrontregierung bleiben würde - einer 
Koalition aus Kommunisten, Sozialdemo­
kraten und bürgerlichen Technokraten, die 
im Interesse des Erhalts des französischen 
Kapitalismus die Industrie des Landes 
abwrackt 

Seit mehr als einem Jahr gibt es eine kalei­
doskopische Abfolge von Protesten gegen 
Mitterrands brutale Sparpläne. Große Teile 
des Kleinbürgertums, von Reisebüroinha­
bern bis zu Fuhrunternehmern, wurden von 
Ultrarechten aufgewiegelt Widerstand der 
Arbeiter, wie der erbitterte Streik eingewan­
derter Arbeiter im Talbot-Autowerk bei 
Paris, wurde durch den Verrat der Gewerk­
schaftsbürokraten isoliert und unterdrückt 
Aber jetzt haben die Stahlarbeiter die Füh­
rung übernommen, ihre zornigen Proteste 
erschüttern ganz Frankreich. Am 31. März 
zerstörten militante Stahlarbeiter das Büro 
der Sozialistischen Partei in Metz, in Mar­
seille zertrümmerten wütende Arbeiter Bus­
haltestellen. Stahlarbeiter fingen an, die 
Bahnlinie Paris-Luxemburg aufzureißen. 

Am 4. April fand in Lothringen ein Gene­
ralstreik statt Zehntausende demonstrierten, 
der Nahverkehr wurde lahmgelegt, Priester 
ließen die Glocken in der ganzen Region läu­
ten. Auch in dieser Nacht unternahmen 
Arbeiter Nadelstichaktionen, besonders 
gegen Symbole der Staatsrnacht und der 
Bourgeoisie. In Longwy griffen militante 
Arbeiter das Kommissariat Getzt in eine Poli­
zeikaserne umgewandelt) mit einem Hagel 
von Schraubenbolzen, Kugellagern, Molo­
tow-Cocktails und Säureflaschen an. Eine 
Ordnertruppe der CGT (kommunistisch 
geführter Gewerkschaftsbund) schützte das 
Rathaus vor einem Angriff, aber ein der 
staatseigenen Usinor-Stahlgesellschaft gehö­
rendes Schloß wurde niedergebrannt Die 
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Wut der Arbeiter hat politische Rückwirkun­
gen: Zwei sozialistische Abgeordnete sind 
bereits aus ihrer Parlamentsfraktion ausge­
treten; ein kommunistischer Bürgermeister 
trat aus der Partei aus, um gegen die Beteili­
gung der KPF am Mitterrand-Regime zu pro­
testieren (einige weitere KPF-Bürgermeister 
in Lothringen verlangten ein Ende der Koa­
lition). 

Die Mobilisierung der schweren Batail­
lone der französischen Arbeiterklasse zur 
Zerschlagung der Austeritätspolitik Mitter­
rands erfordert einen politischen Kampf 
gegen die reformistischen Irreführer. Die 
Ligue Trotskyste de France (L TF), Sektion 
der internationalen Spartacist Tendenz, 
schickte ein Team nach Lothringen, worauf 
die Mitterrand nahestehende Pariser Zeitung 
Le Matin vom 4. April den Aufruf unserer 
Genossen auf einer Arbeiterversammlung 
für einen nationalen Stahlstreik zitierte und 
auf deren Parole hinwies: "Für einen neuen 
Mai '68, der bis zum Ende geht!" 

Klassenkämpferische Gewerkschafter im 
Renault-Werk Oeon (nahe Rouen) haben 
einen Aufruf an die Autoarbeiter heraus­
gebracht, an dem Marsch der Stahlarbeiter 
auf Paris am 13. April teilzunehmen und die­
sen Protest gegen die Austeritätspläne der 
Regierung in den Anstoß zu einem General­
streik zu verwandeln. Die L TF verteilte bei 
dieser ersten Massendemonstration der 
Arbeiterklasse gegen Mitterrands Volksfront 
8000 Extraausgaben des Le Bolchevik., haupt­
sächlich an Mitglieder der CG T und der KPF. 
Dabei stießen wir in Paris auf die gleiche 
offene und ernsthafte Reaktion wie in loth­
ringen. Zahlreiche Stahlarbeiter fragten: 
"Wie geht es weiter?" "Wie würde eine Arbei­
terregierung handeln? Ich glaube, daß es 
nicht mehr lange dauern wird, bis wir eine 
haben." Die Autoarbeiter von Citroen, die 
jetzt mit Betriebsbesetzungen und Streiks 
gegen die angekündigte Massenentlassung 
von 6000 Arbeitern angehen, haben mit 
ihren Aktionen diesen Kampf aufgenommen 
- trotz und entgegen der scharfen Kontrolle 
der CGT-Bürokraten. 

Der folgende Artikel wurde auszugsweise 
übernommen und übersetzt aus dem Extra­
blatt der LTF (12. April) zum Marsch der 
Stahlarbeiter auf Paris. 

Paris, 12. April - Die Mitterrand-Regierung 
hat der Arbeiterklasse den offenen Krieg 
erklärt. Drei Jahre lang hat diese "sozialpart­
nerschaftliche" Regierung den französischen 
Kapitalismus verwaltet und dabei zuneh­
mend brutalere Angriffe gegen die Arbeiter­
klasse entfesselt Kohlenbergbau, Werften, 
Stahl und bald auch Fahrzeugbau - ganze 
Industriebranchen - sind zum Niedergang 
verdammt, und mit ihnen ganze Regionen 
wie Lothringen. Um sich über seine eigene 
Wahlermehrheit zu schwingen und unab­
hängig von ihr zu handeln, trampelt Mitter­
rand selbst auf den jämmerlichsten Refor­
men herum, die von der Linksunion verspro­
chen wurden. Er stellt sich als Anwärter fiir 
einen neuen bonapartistischen "starken 
Mann" a la de Gaulle dar; so drehen sich sei­
ne Debatten mit der bürgerlichen Opposition 
nur darum, wie man am besten die Arbeiter­
klasse zerschlagen kann. Diese Regierung 
greift ihre eigene Basis an. Aber zentrale Teile 
der Arbeiterklasse schlagen zurück. 

Lothringen ist ein besonders krasses Bei­
spiel, weil Mitterrand in gewisser Weise sei­
nen Präsidentensessel den Kämpfen der 
Stahlarbeiter 1979 verdankt, die das Ende des 
rechten bürgerlichen Giscard-Regimes ein-

läuteten. Es über­
rascht nicht, daß Mit­
terrand in der Region 
immer verhaßter 
wird, wie das Auftau­
chen von Transpa­
renten wie "Mitter­
rand: vom Kapital 
gekauft" und das 
Niederbrennen des 
Büros der Sozialisti­
schen Partei in Metz 
(eindeutig von den 
Arbeitern durchge­
führt) zeigte. Tausen­
de von Arbeitern be­
grüßten diese Aktio­
nen von "Minder­
heiten". 

In diesen Tagen 
hat Mitterrand die 
Liquidierung der 
lothringischen Stah­
lindustrie zu seinem 
persönlichen Anlie­
gen gemacht Schon 
vorher setzte er CRS­
Polizeisondereinhei­
ten (paramilitärische 
Bereitschaftspolizei, 

Französische Stahlarbeiter in Lothringen an der 
Spitze des Kampfes gegen Mitterrands Austerität 

die besonders durch ihre Einsätze gegen 
Arbeiter im Mai 1968 berüchtigt ist) gegen 
Fabrikbesetzungen ein und gab der Polizei­
Terrorkampagne gegen unsere eingewander­
ten Klassenbrüder grünes Licht Weiter zu 
Mitterrand zu stehen, bedeutet Selbstmord! 

Zu den Präsidentschaftswahlen 1981 sagte 
die LTF: "Giscard nie; Nein zu Mitterrand!" 
Gewählt mit der stillschweigenden Unter­
stützung der gaullistischen Nationalisten, auf 
der Basis einer wütend antiso\\jetischen 
Kampagne, versprach Mitterrand nie mehr 
als die Umstrukturierung des französischen 
Kapitalismus. Seine Politik der "Wiederbele­
bung" fiel wie ein Kartenhaus zusammen, 
übrig blieb nur ein Berg von Auslandsschul­
den. Also ist es grotesk, zu verlangen, daß 
Mitterrand "seine Versprechen hält"; den 
Stahlarbeitern versprach er nie irgend etwas 
anderes als eine leicht durchschaubare 
"Strukturveränderung". 

Diese Regierung hat ein Wirtschaftschaos 
geschaffen und sich den Zorn vonjedermann 
zugezogen: den der Bauern, kleinen Laden­
besitzer, Fuhrunternehmer - und bedeuten­
der Teile der Arbeiterklasse. Angesichts der 
Mobilisierungen des erbosten Kleinbürger­
tums ist die Lösung nicht, zu Mitterrand zu 
halten. Wenn die Arbeiterklasse ihre Macht 
im Kampf demonstriert, ist es möglich, die 
Mittelschichten zu spalten und große Teile 
für die Sache der Arbeiter zu gewirmen. Am 
4. April in Longwy stand die gesamte Bevöl­
kerung - bis zum letzten Ladenbesitzer - auf 
der Seite der Arbeiter. Es ist höchste Zeit, die 
am stärksten unter Beschuß stehenden Teile 
des Industrieproletariats - Bergleute, Stahl-, 
Autoarbeiter - zur einzigen Maßnahme zu­
sammenzuschließen, die diese gewalttätige, 
arbeiterfeindliche Regierung beugen kann -
zu einem Generalstreik gegen Mitterrands 
Austeritätspolitik. 

"Normaler" gewerkschaftlicher Kampf 
reicht nicht aus angesichts dieser weitrei­
chenden Angriffe der Regierung. Fabrik­
weise nacheinander zu kämpfen, wie es uns 
die Bürokraten raten, ist buchstäblich das 
Rezept für eine Niederlage. Und das beson­
ders, weil Streiks in vielen Fällen die Bosse 
kaum bedrohen, die ohnehin die Produktion 
drosseln wollen. Ein Generalstreik müßte 

mit der militanten Taktik von Betriebsbeset­
zungen verbunden werden. 

Die Demontage der Stahlindustrie in 
Frankreich und ganz Westeuropa wurde von 
der kapitalistischen Europäischen Gemein­
schaft verordnet Die gesamte europäische 
Bourgeoisie wiid Mitterrand gegen den 
Widerstand der Arbeiterunterstützen. Daher 
wird es für Hafenarbeiter und Eisenbahner 
unumgänglich sein, alle Importe von Kohle, 
Erz, Stahl usw. zu unterbinden. Dies ist der 
Weg, auf dem die britischen Bergarbeiter ver­
suchen, ihren Streik auszuweiten. 

Der 13. April muß der Startschuß werden­
nicht für Protestaktionen zum Dampfablas­
sen, sondern fiir einen Generalstreik, um 
Mitterrands Austeritätspolitik zu zerschlagen; 
für einen wirklichen Generalstreik, der Fabri­
ken, Häfen, Flughäfen und den Verkehr in 
ganz Frankreich lamlegt. Ein solcher Gene­
ralstreik, der unmittelbar die Volksfrontregie­
rung bedroht, kann nicht auf die reformisti­
schen Irreführer bauen; er muß die bürokra­
tischen Spaltungen der Gewerkschaftsbewe­
gung überwinden und über die organisierten 
Arbeiter hinaus die unorganisierten erfassen: 
Für Streikräte und Aktionskomitees -
embryonale Formen der politischen Macht 
der Arbeiterklasse. Ein solcher Streik wird 
unumgänglich die Machtfrage stellen, die 
Notwendigkeit, mit dem Wirtschaftschaos 
des Kapitalismus ein fiir allemal aufzuräu­
men durch die Etablierung einer wirklichen 
Arbeiterregierung. Und diese Perspektive 
überwindet nicht nur die Trennungen 
zwischen Einzelbranchen und Regionen, 
sondern auch Staatsgrenzen. 

Karl Marx hatte recht 

Vor fast 150 Jahren erklärte das Kommuni­
stische Manifest: "Die bürgerlichen Verhält­
nisse sind zu eng geworden, um den von 
ihnen erzeugten Reichtum zu fassen." Er­
gebnis: zyklische Krisen, die immer wieder 
die Produktivkräfte zerstören. "Modernisiere 
oder stirb", sagen sie uns. In jedem der letz­
ten zehn Jahre sank der Anteil der Investitio­
nen im Produktionsbereich um zwei Prozent 
Es ist die Bourgeoisie, und nur sie, die für den 

Fortgesetzt auf Seite 10 
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Zwingt die Eiserne Ladv in die Knie I 

Sieg den Bergarbeiternl 
Weitet den Streik ausl 

2. JuJÜ - Während der Streik der britischen 
Bergarbeiter jetzt bereits über drei Monate 
dauert, eskaliert die mörderische Regierung 
Margaret Thatchers massiv ihre staatliche Ter­
rorkampagne. Ein Streikposten ist bereits 
ermordet worden, Führer der Bergarbeiter­
gewerkschaft NUM sind verhaftet worden ohne 
die Möglichkeit einer vorläufigen Freilassung 
auf Kaution, und mehreren Dutzend streiken­
den Arbeitern, die des "Aufruhrs" angeklagt 
wurden, drohen lange Gljängnisstrafen. Nach­
dem der NUM-Führer Arthur Scargill am 30. 
Mai beim Streikpostenstehen vor der Kokerei in 
Orgreave, South Yorkshire,festgenommen wor­
den war, kam es zu einer erbitterten Schlacht 
zwischen 3000 Streikposten und 2000 knüppel­
schwingenden Schlägern in Uniform, in deren 
Verlauf 35 Streikposten verhaftet wurden. 
Daraufhin drohte der Vorsitzende des Polizei­
verbandes, daß "Gewalt zu mehr Totenjühren 
wird". Die Bosse wollen nicht nur die Gewerk­
schaft zerschlagen, sie wollen sie in Blut er­
tränken! 

Es ist der Verrat der rf/ormistischen Imftih­
rer der Gewerkschaften, der dazu gliführt hat, 
daß die Bergarbeiter allein im Kampf stehen -
was Thatcher und ihre Streikbrecher-Polizisten 
zu nur noch provokativeren Angriffen auf die 
Bergarbeitergewerkschaft ermutigt. Es ist die 
dringendste AU./kabe, die anderen Gewerkschaf 
ten jür gemeinsame Kampfaktionen mit der 
NUM zu mobilisieren. Unsere Genossen der 
Spartacist League/Britain intervenieren mit all 
ihren Kräften jür eine Ausweitung des Streiks 
auf die Eisenbahn-, Stahl- und Kraftwerks­
arbeiter, damit der Kampf zum Sieg gliführt 
wird. Für diesen Sieg ist es wichtig, daß die 
Lif/erungen von Streikbrecher-Kohle aus ande­
ren Ländern gestoppt werden! So wird im Duis­
burger Rheinhafen skandalöserweise Spezial­
kohle aus dem Ruhrgebiet verschifft, in Rotter­
dam umgeschlagen und nach Großbritannien 
transportiert. Bergleute, Hafenarbeiter, IG 
Bergbau, ÖTV: Verhindert die Lif/erungen von 
Streikbrecherkohle! 

London, 9. April - Die Bergarbeiter dürfen 
nicht allein stehen! Das muß heute der 
Schlachtrufjedes britischen Arbeiters sein. In 
vier Wochen erbitterten Kampfes haben bru­
taler Polizeiterror (der sich mit der Ermor­
dung des Yorkshire-Bergarbeiters David 
Jones zuspitzte) und die heimtückische 
Sabotage der Streikbrecher innerhalb der 
eigenen Gewerkschaften den Kampfwillen 
der Arbeiter nicht brechen können. Ihre flie­
genden Streikposten sind zu Stahlbetrieben, 
Häfen und Kraftwerken ausgeschwärmt, um 
den Streik auszuweiten. Drei Tage lang lie­
ferten sich 600 Streikende regelrechte 
Straßenschlachten gegen Bataillone von Poli-

zisten in dem erfolglosen Versuch, die Ein­
fuhr von Kohle in die Stahlfabrik von Port 
Talbot zu stoppen. Aber allein können es die 
Bergarbeiter nicht schaffen, und die Arbeiter­
verräter der Labour Party tun ihr Möglich­
stes, um der NUM (National Union of 
Miners) einen Dolchstoß zu versetzen. 

Es ist ein offenes Geheimnis, daß die 
Labour-Party-Chefs Kinnock und Healey 
hinter den Kulissen manövrieren, um eine 
nationale Urabstimmung in Gang zu brin­
gen. Rechte Gewerkschaftsführer wie Bill 
Sirs von den Stahlarbeitern und Frank 
Chapple von den Kraftwerksarbeitern haben 
der Basis offen befohlen, Streikposten zu 
durchbrechen. Obwohl Seeleute, Hafen­
arbeiter, LKW-Fahrer und Eisenbahner offi­
ziell angewiesen wurden, Kohle nicht zu 
transportieren, setzten die "linken" Gewerk­
schaftsführer diese Forderung nicht durch 
und schauten stattdessen tatenlos zu, wäh­
rend ihre Mitglieder gemaßregelt wurden. 

Am 2. April verließen in der Gegend von 
Wirral 250 Eisenbahner ihre Arbeitsplätze 
und legten damit den Vorortsverkehr von 
Merseyside lahm, als Antwort auf die Diszi­
plinierung eines Lokführers, der sich gewei­
gert hatte, einen Kohlenzug von einem 
Nebengleis zu entfernen. Diese eine Solidari­
tätsaktion zeigte besser den Weg zum Sieg als 
all das leere Gerede der Führer der Eisen­
bahnergewerkschaft. Zehntausende, ja Hun­
derttausende von Gewerkschaftern haben 
ihren Kampfwillen durch Solidaritätsaktio­
nen bewiesen. Klassenbewußte Kämpfer 
müssen die bürokratische Sabotage durch­
kreuzen, indem sie jetzt gemeinsame Streik­
aktionen mit den Bergarbeitern organisieren. 
Weitet den Streik aus! Macht die Kraftwerke 
dicht! Sorgt dafür, daß auch die Eisenbahner 
und Stahlarbeiter in den Ausstand treten! 
Zwingt die Eiserne Lady in die Knie! 

Die kapitalistische Presse der Fleet Street 
hetzt gegen (NUM-Präsident) Arthur Scargill 
als linken Aufrührer, der einen "Krieg gegen 
die Demokratie" führt, und der Chef der 
Kohlenindustrie, lan MacGregor, brand­
markt die Streikmilitanten in obszöner Weise 
als Nazis, während seine blauuniformierten 
Schläger die Kohlenreviere in einen Polizei­
staat verwandeln und Hunderte von Arbei­
tern ins Gefängnis schleifen. Die streikenden 
Bergarbeiter werdenjetzt auf die gleiche Wei­
se behandelt, wie es seit Jahren schon den 
Katholiken in Nordirland und den Schwar­
zen und Asiaten in den Gettos der Innen­
städte ergeht. Thatcher will den Bergarbei­
tern einen Schlag versetzen, um der gesam­
ten Gewerkschaftsbewegung das Rückgrat 
zu brechen. Und dennoch bleibt die schon 
mehrere Wochen alte gerichtliche Verfügung 
der Nationalen Kohlenbehörde NCB (Natio-

nal Coal Board), die den Streik für illegal 
erklärt, ein Stück Papier. Wie es die Financial 
Times (30. März), das maßgebliche Sprach­
rohr der Tories, so schön ausdrückte, ist die 
Regierung "der Ansicht, daß der Versuch, die 
Verfügung durchzusetzen, eine Gewerk­
schaft vereinen würde, während es doch in 
ihrem Interesse liegt, sie zu spalten". Und 
wer ist dazu auserkoren, dieses Spaltungs­
manöver durchzuführen? Selbstverständlich 
dieselben "neuen Realisten" des Kalten Krie­
ges, die letzten September auf dem nationa­
len Kongreß des Gewerkschaftsdachver­
bandes TUC in Blackpool die antikommuni­
stische Hetzkampagne gegen Arthur Scargill 
anführten, die am lautesten und offensten 
ihren Haß gegen die Sowjetunion aus­
drücken. 

Sid Vincent von der NUM in Lancashire, 
der zusammen mit Streikbrecher-Organisa­
toren wie Chapple und Sirs als Schirmherr für 
das von der CIA unterstützte, NATO-orien­
tierte, antikommunistische "Labour Com­
mittee for Transatlantic Understanding" auf­
trat, stimmt mit in die von den Tories insze­
nierte Kampagne für eine nationale Urab­
stimmung ein, während er seine Männer hin­
ter den Streikposten weiterarbeiten läßt. Was 
wir brauchen, ist nicht eine Urabstimmung, 
sondern ein aus gewählten Delegierten zu­
sammengesetzter nationaler Streikrat, der 
Streikpostenketten organisiert und den 
Streik ausweitet. Die Manöver mit den Pro­
duktivitätszulagen, die der regionalen Zer­
splitterung der NUM Vorschub geleistet 
haben, müssen zugunsten der Forderung 
nach gleichem Lohn für gleiche Arbeit bei 
tariflichen Höchstlöhnen fallen gelassen wer-

den. Disziplinierte Selbstverteidigungs­
organe der Arbeiter müssen gebildet werden, 
um gegen die Gewaltakte der Bullen und 
Streikbrecher vorzugehen. 

Verrat an der Spitze 

Seit Streik beginn hat die NUM jegliche 
Einmischung durch den TUC (Trade Union 
Congress) zurückgewiesen. Und da der 
TUC-Vorsitzende Murray die Mehrheit des 
TUC-Vorstandes hinter sich hat, kann 
jemand da noch allen Ernstes meinen, daß 
der "Beistand" des TUC etwas anderes be­
zwecken könnte als den Ausverkauf der 
Bergarbeiter? Aber auch Scargills Auffassung 
von "Solidarität", in deren Mittelpunkt 
die sogenannte Dreierkoalition (" Tripie 
Alliance") steht, hat sich als kaum effektiver 
als ihre Vorgängerin im Jahre 1919 erwiesen. 
Von einem Aktivisten zu Recht als "Cripple 
Alliance" (Krüppelkoalition) geschmäht, fing 
dieses bürokratisch notdürftig zusam­
mengekittete Bündnis fast vom ersten Tag 
an auseinanderzubröckeln, an dem Bill Sirs 
und der Vorstand der Stahlarbeiter­
gewerkschaft der NUM in den Rücken 
fielen. Und die "linken" Führer der See­
leute, der Transportarbeiter und der Ei­
senbahner wünschen ebensowenig eine to­
tale Konfrontation mit Thatcher wie Murray 
und Konsorten. Bergarbeiter in Wales 
berichten, daß LKW-Fahrer gemaßregelt 
werden, weil sie Streikpostenketten respek­
tieren. John Bel~ der Bezirkssekretär der 
Nationalen Eisenbahnergewerkschaft NUR 
in Nottinghamshire, einer Region von zen-

Fortgesetzt mif Seite 10 

Spartaeist League/Britain bei NUM-Delegiertenkonferenz am 19. April: 
Trotzkisten kämpfen für den sofortigen Streik aller Stahlarbeiter, Eisenbahner 
und Arbeiter in den Kraftwerken 
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6 SPARTAKIST 

Weekend: Sgrachrohr für blutige Unterdrückung 

Sri Lanka: Tödliche Lügenkampagne 
gegen Trotzkisten · , ----....,-.. .. -

THE SHADOW OF TERROR STALKS 
ßENEATH ROUNDTABLE OF PEACE 

Die internationale Spartacist Tendenz ist zur 
Zielscheibe einer gemeinen und tödlichen 
Verleumdungskampagne durch die Zeit­
schrift Weekend gemacht worden, die von 
einer der bei den großen bürgerlichen Zeitun­
gen Sri Lankas in englischer Sprache heraus­
gegeben wird. Der Artikel, eine Rechtferti­
gung für den völkermörderischen Terror 
gegen die tamilische Minderheit auf der 
Insel, widerspiegelt zweifellos die Auffassun­
gen der Geheimpolize~ deren mörderische 
Drohungen gegen unsere Genossen der 
Spartacist League/Lanka bezwecken, ihre 
mutige Verteidigung der Rechte der Tamilen 
zum Schweigen zu bringen. Bei dem Ver­
such, den Lanka Spartaeist (in singhalesisch) 
und den Elangai Spartacist (in tamilisch) zu 
unterdrücken, hatte die Geheimpolizei OD 
den Herausgeber, Vincent Thomas, am 5. Ja­
nuar zum Verhör vorgeladen und ihn dort 
tödlich bedroht Wie Vmcent Thornas in sei­
ner Beschwerde vom 8. Januar schreibt: 

"Wahrend dieser Zeit kam der Polizeioffi­
zier, der am anderen sich in der Nähe 
befindlichen Tisch gesessen hatte, zu mir, 
beschimpfte (mich) unflätig und schlug 
mir sieben oder acht Mal in mein Gesicht 
und auf meinen Kopf. Danach packte er 
mich am Hals, brachte mich zum Fenster 
und bedrohte mich mit den Worten: ,Von 
hier wurde Dodampe Mudali hinunter­
gestoßen. Spring, du Lump. '" 

Dodampe Mudali, ein Mitglied der Sri Lanka 
Freedom Party, wurde während der Regie­
rungszeit der United National Party (UNP -
Jayewardenes Partei) von 1965 bis 1970 vom 
vierten Stock des OD-Büros tatsächlich in 
den Tod gestoßen. Die Geheimpolizei ist 
berüchtigt für ihre Taktik, auf diese Weise 
"Selbstmorde" von Linken und Oppositio­
nellen in Szene zu setzen. 

Die internationale Spartacist Tendenz 
wird als Teil des "internationalen Terrori­
stennetzes" gebrandmarkt, während 
Weekend die wirklichen Terroristen, nämlich 
die rechte Regierung von JR Jayewardene 
und ihre amerikanischen imperialistischen 
Gönner deckt Wir drucken auf dieser Seite 
die Antwort unserer Genossen in Lanka auf 
die Lügen von Weekend ab. 

Der Terror gegen die Tamilen in Lanka 
geht weiter. Um die drakonischen Unter­
drückungsmaßnahmen und die Verlegung 
gewaltiger Truppenverbände in den Norden 
zu rechtfertigen, wurden Gerüchte in Umlauf 
gesetzt, daß sich tausende tamilischer 
Guerilla-Kämpfer, bewaffnet mit AK-47-
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Maschinenpistolen, darauf vorbereiteten, 
aus Indien einzudringen. In den letzten 
Wochen wütete die Luftwaffe im Norden und 
mordete dabei etwa 30 Tamilen - Berichten 
zufolge befanden sich unter den Opfern auch 
Kinder und schwangere Frauen (Times, 31. 
März). In einer neuen Welle staatlich organi­
sierter Gewalt, die am 10. April begann, töte­
ten singhalesische Truppen mindestens neun 
weitere Tamilen. Laut UPI haben tamilische 
Separatisten Mitte April über einzelne Stadt­
teile Jaffnas die Kontrolle übernommen und 
Regierungsgebäude niedergebrannt. Jaffna 
steht wieder unter Kriegsrecht, ein Aus­
gehverbot ist vom Militär verhängt und die 
Telefonverbindungen zu der Stadt sind 
angeblich unterbrochen worden. Der syste­
matische organisierte Staatsterror gegen das 
tamilische Volk stellt dringender alsje zuvor 
die Frage der Selbstbestimmung für die 
Tamilen, da JRs kornmunalistische Massaker 
und die Flucht verängstigter Tamilen die Völ­
ker der Insel gewaltsam voneinander tren­
nen. Stoppt den Mord an den Tamilen in 
Lanka! Für das Recht auf tamilische Selbst­
bestimmung im Norden und Osten! 

Am 2. Aprillährnte ein Streik von 600000 
tamilischen Plantagenarbeitern, die den 
gleichen Lohn wie den der anderen Regie­
rungsarbeiter forderten, die staatlichen Tee­
und Gummifelder, die Lankas Hauptein­
nahmequelle im Außenhandel darstellen 
(Guardian, 4. April). Mit diesem gewaltigen 
Streik stellte sich dieser Schlüsselsektor des 
Proletariats dem reaktionären Regime JRs 
entgegen und demonstrierte die Macht, die 
die Herrschaft des Kapitalismus und des 
singhalesischen Chauvinismus - sowohl a la 
JRals auch a la Mrs. B (Bandaranaike) - stür­
zen und den unterdrückten Tamilen Lankas 
wie auch den singhalesischen Arbeitern die 
Befreiung bringen könnte, 

Weekend behauptet, daß die internationa­
len Proteste, die wir organisierten, um die 
Massaker an Tamilen öffentlich zu verurtei­
len und zu denunzieren, ein Schwindel gewe­
sen seien, bei dem wir bezahlte Statisten ein­
gesetzt hätten. Sie glauben, daß es nieman­
den außerhalb der Insel wirklich kümmert, 
ob tausende Tamilen abgeschlachtet werden, 
daß wir schweigen würden, wenn uns nicht 
jemand bezahlte. Damit offenbaren sie ledig­
lich ihre eigenen korrupten und sklavischen 
Wertvorstellungen. Wrr stellen fest, daß die 
Reagan-Regierung im letzten Juni - also kurz 
bevor die Massaker an den Tamilen im 
vergangenen Sommer in der Umgebung von 
Trincomalee begannen - JR 71 Millionen 
Dollar Wmschafts- und Militärhilfe gab und 
Kampfhubschrauber für Lankas Armee 
schickte, die gegen die Tamilen eingesetzt 
werden sollen. Wir nehmen weiterhin die 
eigenartige Falschschreibung unseres 
Namens in dem Weekend-Artikel als "Spar­
ticist" zur Kenntnis, eine Falschschreibung, 
die oft in Dokumenten amerikanischer Ge­
heimdienste sowie in lancierten Geschichten 
in der Presse auftaucht, die unsere marxisti­
sche Tendenz falschlicherweise als "terrori­
stisch" darstellen. 

Wrr fragen uns, ob das so ganz außerhalb 
jeden Zusammenhangs zu den Besuchen 
von US-Verteidigungsminister Weinberger 
und dem ehemaligen aA-Vizedirektor Ver­
non Walters in Sri Lanka Ende 1983 steht, die 
sich mit JR trafen, um die Möglichkeit zu 
besprechen, daß US-Kriegsschiffe den Hafen 
von Trincornalee benutzen, der von zentraler 
Bedeutung für die militärische Kontrolle des 
Indischen Ozeans und ein Schlüssel für den 
fanatischen Kurs der Reagan-Regierung auf 
einen atomaren Krieg mit der Sowjetunion 
ist (CounterSpy, März-Mai). Die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung (17. Mai) schreibt dazu: 

"Die Kampagne (der Tamilen) gegen die 
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Als Sprachrohr rur das reaktionäre JR-Regime versucht Weekend 
(4. März 1984) den staatlichen Terror gegen Tamilen und Linke 
anzuheizen und zu rechtfertigen. Auszugsweise übersetzt heißt 
es in der links im Faksimile abgedruckten Verleumdung "Eine 
helfende Hand": 

"Neben etlichen Sympathisanten und ,Kontakten' im interna­
tionalen Terroristen-Netzwerk gibt es andere ausländische 
Organisationen, die den Propagandisten eine helfende Hand 
reichen ... Die Sparticist League, die Gruppen in vielen Teilen 
der Welt hat, behauptet, daß sie in verschiedenen Teilen der 
USA, Britanniens, Westdeutschlands, Frankreichs, Kanadas, 
Australiens und Indiens gegen Lanka gerichtete Demonstratio­
nen organisiert hat. 

New York. 
But Spartlclsta are not a 

bilnch of quack.. They have 
links w!th International ter­
rorist!. Admlttedl,. • thelr 
maln oblectlve 15 IIUpporting 
the northern terrorist. to 
ensure 'a stnJggle for a So­
cI.llst federatlon of South 
F~~t As!A' wh,,,,, ran IIher .. te 
al1 'oppressed' peoll'le In the 
region. Accordlnlf to a docu, 
ment 18su~" by the Sn Lanks 
Union 01 USA, the Spartl-

. .. Es waren die Sparticists, die Demos in New York und 
Washington organisierten, als der Premierminister Lankas die 
USA besuchte. Die meisten Demonstranten werden gegen 
Bezahlung ,angeheuert'. Und die Freiwilligen werden rur zehn 
Cent das Dutzend aus den Gettos der Bronx oder aus dem Gebiet 
um die 42. Straße in New York herangekarrt. 

are resurrecting the dD­
theQry. 

Aber die Sparticists sind nicht ein Haufen von Sprüche­
klopfern. Sie haben Verbindungen zu internationalen Terrori­
sten. Wie sie selbst zugeben, ist ihr wichtigstes Ziel, die Terrori­
sten im Norden zu unterstützen, um ,einen Kampf rur eine 
Sozialistische Föderation Südostasiens' zu gewährleisten, der 
alle ,unterdrückten' Menschen der Region befreien kann ... " 

angebliche Allianz Colombos mit 
Washington, die von den ceylonesischen 
Kommunisten und Trotzkisten unter­
stützt wird, richtete sich vor allem gegen 
den Ausbau des amerikanischen Stütz­
punktes auf der Insel Diego Garcia. Die 
Tamilen taten die Befürchtung kund, nach 
Diego Garcia werde Sri Lanka zu einer 
Basis der amerikanischen Streitkräfte." 
Wir haben die Weekend-Verleumdungen 

zuvor schon einmal gesehen: In einem 
Pamphlet, das im letzten September vom 
Innenministerium Lankas veröffentlicht 
wurde, werden wir wegen Protesten angegrif­
fen, die "gleichzeitig den Separatismus in Sri 
Lanka unterstützen und den ,amerikani­
schen Kapitalismus' verurteilen". Verleum­
derische Propaganda mit dem Vorwurf der 
Gewalttätigkeit hat die Funktion, wirkliche, 
mörderische Gewalt zu rechtfertigen, gegen 
Tamilen, gegen Streikende, gegen Marxi­
sten. Da JRs bonapartistisches Regime sich 
der letzten Überbleibsel parlamentarischer 
Demokratie entledigt, kommt das Etikett 
"terroristisch" einem Todesurteil gleich. 

JR und seine Public-Relations-Agenten 
täten gerne so, als hätte der Trotzkismus 

nicht seit über 50 Jahren als fest verwurzelte 
politische Strömung auf der Insel existiert. 
Doch hat unsere internationale Bewegung 
eine lange und stolze Geschichte des Eintre­
tens für den revolutionären Kampfin Ceylon. 
Seit 1971 hatte die internationale Spartacist 
Tendenz brüderliche Beziehungen mit der 
Tendenz von Edmund Samarakkody, Meryl 
Fernando und Tulsiri Andradi, die, wenn sie 
auch ernste Schwächen gezeigt hatten, doch 
das Beste aus der alten trotzkistischen Tradi­
tion verkörpert hatten. Als Internationalisten 
haben wir seit vielen Jahren die Rechte der 
ceylonesischen Gewerkschafter, der aufstän­
dischen singhalesischen Jugendlichen, der 
tamilischen Nationalisten und der marxisti­
schen Militanten verfochten. Die bösartigen 
Verleumdungen von Weekend, die bezwek­
ken sollen, mörderische staatliche Unter­
drückung gegen unsere Tendenz auf inter­
nationaler Ebene zu rechtfertigen, werden 
nicht unwidersprochen durchgehen. Nieder 
mit Weekends tödlicher Verleumdung! Hän­
de weg von der Spartacist League/Lanka! 
Stoppt den anti-tamilischen Terror! Vorwärts 
zu einer sozialistischen Föderation von 
Eelam und Lanka! 

Lankas Trotzkisten bringen 
Terrorismus-Verleumdung zum Platzen 

Spartacist League/Lanka 
15. März 1984 

An den Herausgeber 
Weekend 
Independent Newspapers Ud. 
Gunasena Mawatha, Colombo 

Sehr geehrter Herausgeber, 
wir beziehen uns auf den Artikel "Hinter den 
Friedensgesprächen lauert der Schatten des 
Terrors" von Don Mithuna, der in Ihrer Zei­
tung am Sonntag, dem 4. März 1984, ver-

öffentlicht wurde. Wir sind der Ansicht, daß 
der Hinweis auf die Spartacist LeaguelUSA 
unter der Zwischenüberschrift "Helping 
Hand" (Helfende Hand) in der böswilligen 
Absicht gemacht wurde, diese Organisation 
anzugreifen. Der Inhalt des Artikels ist 
entstellt und voll von falschen Details. 

Mit dem Hinweis auf die Spartacists in die­
sem Abschnitt versucht der Schreiber vor 
allem, im Kopf des Lesers den Eindruck zu 
erwecken, daß diese Organisation Verbin­
dungen mit "Terroristen" hat und daß viele 
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derer, die sich den Spartacists bei ihren viel­
faltigen Unternehmungen anschließen, dies 
gegen Bezahlung tun oder weil sie dafür 
angestellt werden. 

Wir bestreiten die leichtfertige Aussage des 
Schreibers, daß die internationale Spartacist 
Tendenz eine Organisation mit "terroristi­
schen" Verbindungen ist. Auf welcher 
Grundlage behauptet er dies? Aus welchen 
Quellen hat er seine Informationen gesam­
melt? Wir glauben, daß es in einer entwickel­
ten Gesellschaft keinem Journalisten erlaubt 
wäre, seinen Lesern falsche Informationen 
zu liefern, die im Kopf des Journalisten 
geschaffen worden sind. Es soUte auch die 
Pflicht einer verantwortungsvollen Zeitung 
sein, ihre Leser nicht durch die Veröffent­
lichung falscher Informationen in die Irre zu 
führen. Wir fordern Sie deshalb auf, diesen 
Brief zu veröffentlichen und die Rechte des 
Lesers zu schützen. 

Es hat schon andere gegeben, die die 
Dreistigkeit besessen haben, die internatio­
nale Spartacist Tendenz anzuklagen, sie sei 
eine terroristische Organisation. Es war die 
Geheimpolizei des Anführers der imperiali­
stischen Kriegsmaschinerie, das mächtige 
Federal Bureau of Investigation und das 
Justizministerium des kalifornischen Bun­
desstaats, die 1981 erklärt haben, was der 
Schreiber im Weekendherausposaunt. Nach­
dem jedoch bewiesen wurde, daß Arbeiter­
parteien, die zutiefst an den Sozialismus glau­
ben, oder, was das angeht, auch kommunisti­
sche Parteien, keine terroristischen Parteien 
sind, wurden auch sie gezwungen, die 
Anschuldigungen zurückzuziehen. Wir 
senden Ihnen eine Fotokopie des Briefs des 
Generalstaatsanwalts an alle Polizeistationen 
in Kalifornien, in dem festgehalten wird, daß 
in dieser Beziehung ein "Fehler" unterlaufen 
sei. Bei einem anderen Fall wurde ein Mit­
glied der Spartacist League/U.S. von Secret­
Service-Agenten aus dem Saal gezerrt, als 
Präsident Carter eine Gewerkschaftskonfe­
renz besuchte. Nach einer Klage und einer 
Kampagne gegen diese Aktion hat sich der 
Secret Service entschuldigt und 3500 Dollar 
Entschädigung gezahlt. Das Mitglied hat die 
gesamte Summe einem Gewerkschaftsfonds 
gespendet. Die Fotokopie eines Dokuments 
bezüglich dieses Zwischenfalls ist ebenfalls 
beigefügt. Alles im mächtigen Amerika. Es 
sieht so aus, als ob die Freunde der Imperiali­
sten auf Lanka sich zusammengeschlossen 
hätten, um die wahrhaft revolutionären Mas­
senorganisationen, die den Schrei des Prole­
tariats verstärken, zu unterdrücken und zu 
zerstören. Solche Anschuldigungen werden 
bisher nur von solchen Leuten wie Don 
Mithuna erhoben, die sich davor fürchten, 
den Unterschied zwischen Kommunismus 
und Terrorismus zu sehen. Hier ist es am 
besten, Leo Trotzki aus Terrorismus und 
Kommunismus (1920) zu zitieren: 

"Was uns interessiert ist keineswegs die 
Verteidigung des ,Terrorismus' an sich. 
Die Methoden des Zwangs und der Ter­
rorisierung des Gegners bis zur physi­
schen Vernichtung nutzten bislang und 
nutzen weiter ungleich mehr der Sache 
der Reaktion, vertreten durch die ver­
brauchten ausbeutenden Klassen, als der 
Sache des historischen Fortschritts, reprä­
sentiert durch das Proletariat. Die 
Geschworenenbank der Moralisten, die 
,Terrorismus' jeder Art verurteilen, haben 
ihren Blick in Wirklichkeit auf die revolu­
tionären Taten der Unterdrückten gerich­
tet, die sich zu befreien suchen ... 
Heute hält der fromme Feind des Terroris­
mus mittels organisierter Gewalt ein 
,friedliches' System von Arbeitslosigkeit, 
kolonialer Unterdrückung, Militarismus 
und der Vorbereitung von frischen Krie­
gen aufrecht. 
Die gegenwärtige Arbeit ist deshalb weit 
von irgendeinem Gedanken entfernt, Ter­
rorismus im allgemeinen zu verteidigen. 
Sie tritt ein für die historische Berechti­
gung der proletarischen Revolution. Die 
Kernidee des Buches ist folgende: Die 
Geschichte hat bisher keinen anderen 
Weg ausgedacht, die Menschheit vorwärts 
zu bringen, als immer die revolutionäre 
Gewalt der fortschrittlichen Klasse gegen 
die konservative Gewalt der verbrauchten 
Klassen zu stellen." (Vorwort der engli­
schen Ausgabe von 1935) 

Die internationale Spartacist Tendenz ist 
nicht namenlos, gesichtslos oder ohne Ver­
teidigung. Sie hat eine stolze Tradition in der 
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Arbeiterbewegung. Sie ist eine 
Propagandaorganisation, die 
sich der Organisierung der 
internationalen Arbeiterklasse 
zur Macht verpflichtet hat. Ter­
rorismus entsteht nicht aus 
einer Bewegung der Arbeiter­
klasse. Warum sagen die Spar­
tacists andererseits: Hoch die 
Rote Armee in Afghanistan! 
und fordern den Sieg der linken 
Aufständischen in EI Salvador, 
für die Kämpfer in Nicaragua 
und Kuba? Weil dies grund­
legend ist für die Ausweitung 
der Arbeitersiege der Oktober­
revolution. Die internationale 
Spartacist Tendenz ist eine 
Organisation mit Zeitungen, 
Magazinen, Zeitschriften - die 
sie in den verschiedensten 
Sprachen in den unterschied­
lichsten Teilen der Welt ver­
öffentlicht und offen verkauft. 

Hände weg von der Spartaeist League/Lanka! 
Zerschlagt den Terror gegen die Tamilen! 

In diesem Brief haben wir 
nicht vor, über Don Mithunas 
Artikel zu schreiben. Wu müs-
sen jedoch über die verleumde­
rische Bemerkung schreiben, 
die er über die Teilnehmer bei 
Spartacist -Demonstrationen 
macht. Ihm zufolge haben die 
Spartacists nur Anti-Lanka­
Kundgebungen wegen der 
Tamilenfrage organisiert. Mehr 
noch, er behauptet, daß die 
Demonstranten angeheuert 
worden sind und Freiwillige in 
den Gettos gefunden wurden. 
Damit entlarvt Don Mithuna 
seine rassistische Politik! 

Die internationale Spartacist 
Tendenz hat nicht nur wegen 
des tamilischen Volkes in Lan­
ka demonstriert, sondern auch 
wegen der Arbeiterklasse in Lanka und den 
anderen unterdrückten Massen. Als die UNP­
Regierung im Juli 1980 Streikende unter­
drückte, organisierte die internationale Spar­
tacist Tendenz internationale Protestkundge­
bungen. Wir möchten hier daraufhinweisen, 
daß am 16. September 1980 Berichte über 
diese Demonstrationen mit Fotos auf den 
Titelseiten Ihrer Tageszeitungen Davasa und 
Sun veröffentlicht wurden. Wenn sich, wie 
Don Mithuna behauptet, Tausende diesen 
Demonstrationen gegen Bezahlung an­
schließen, wieviel hätte dann wohl diese 
Organisation der Menge von 5000 Demon­
stranten zahlen müssen, die an der Arbeiter/­
Schwarzen-Mobilisierung 1982 teilgenom­
men hat? Diese Demonstration hat ver­
hindert, daß der Ku Klux Klan in Washington 
marschiert. In einer Periode, wo kapitali­
stische Staaten Tag für Tag die Rechte der 
Arbeiterklasse einschränken, sich zu orga­
nisieren, zu demonstrieren, und ihr das 
Recht auf freie Meinungsäußerung entzie­
hen, ist es eine Tatsache, daß sich Hunderte 
und Tausende von Menschen hinter einer 
furchtlosen proletarischen Organisation wie 
der internationalen Spartacist Tendenz 
formieren, die vorwärts schreitet und 
Demonstrationen der Arbeiterbewegung 
organisiert. Sehen Sie sich zum Beispiel die 
beigefügten Namen der unterschiedlichsten 
politischen, sozialen und Arbeiterorganisa­
tionen an, die die Arbeiter/Schwarzen-Mobi­
lisierung vom 27. November unterstützt 
haben. In Amerika nehmen viele Schwarze 
an diesen Demonstrationen teil, weil auch sie 
von Unterdrückung betroffen sind wie das 
tamilische Volk in Lanka. "Gekauft" ist eine 
uralte kapitalistische Anklage. Lange vor 
Don Mithuna haben kapitalistische Agenten 
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dies benutzt, um Organisationen der Arbei­
terklasse anzugreifen. Warum schließen sich 
Schwarze aus New York oder irgendeiner 
anderen Stadt in Amerika mehr und mehr 
hinter den Spartacists zusammen? Weil sie 
allmählich begonnen haben zu verstehen, 
daß die amerikanische Revolution eine 
schwarze Führung braucht! Wahre Arbeiter­
organisationen können nicht mit Geld um 
sich werfen, weil sie nicht an der Leitung der 
Wirtschaft teilhaben. Für Menschen in 
diesem Land ist es jedoch überhaupt nicht 
nötig zu erklären, welche Organisationen 
Menschen für einen Zehn-Rupien-Schein 
anheuern, oder für ein Lunchpaket, eine 
Flasche Arrac\(, ein Buriyani oder kostenlose 
Musikshows. Die Menschen in diesem Land 
wissen sehr gut, welche Klasse die Bauern 
angegriffen hat, die Arbeiter, die Studenten, 
indem sie Geld und Gangster eingesetzt 
haben, die ihre Streikpostenketten zerstört, 
ihre Streiks zerschlagen und sogar diejenigen 
ermordet haben, die sich versammelt hatten, 
um ihre Rechte auszuüben. 

Wie angenehm wäre es, wenn man dem 
blutenden Libanon, verwundet von religiö­
sen, sektiererischen, rassischen, kommuna­
listischen Konflikten, den Frieden bringen 
könnte, oder dem bis an die Zähne mit 
Pershings und Cruise Missiles der amerikani­
schen Imperialisten bewaffneten und trotz­
dem vor Kriegsangst zitternden Europa den 
Frieden bringen könnte, indem man diese 
Länder dadurch stabilisiert, daß man dem 
Terrorismus ein Ende setzt. Wie schön wäre 
es, wenn man all das bei Don Mithunas 
Allparteiengesprächen erreichen könnte. 
Aber die Arbeiterklasse weiß, daß es auf diese 
Weise nicht geschehen wird. Sie weiß, daß die 
Befreiung der unterdrückten Massen in den 
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Im Uhrzeigersinn von links unten: 
Colombo, Juli 1983: Tausende von 
Toten und Obdachlosen wurden Opfer 
der von JRs Regime organisierten ras­
sistischen Pogrome gegen Tamilen. 
New York, 16. April 1984: Über 50 
Tamilen und Spartacist-Unterstützer 
demonstrieren vor Sri Lankas UN-Bot­
schaft gegen den andauernden Terror. 
Westberlin, 7. August 1983: Über 150 
Demonstranten, darunter viele tamili­
sche Aktivisten, protestieren gegen die 
Massaker gegen Tamilen 

verschiedensten Teilen der Welt auf den 
wahren sozialistischen Staaten ruht, die in 
diesen verschiedenen Ländern geschaffen 
werden. Nur dadurch wird die Unterdrük­
kung der Tamilen durch die singhalesischen 
Kommunalisten gestoppt werden, und nur so 
kann dem singhalesischen Volk die Furcht 
vor den mehr als 40 Millionen Tamilen in 
Indien und der Haß auf die Tamilen im 
Norden wegen ihres Versuchs, das Land zu 
teilen, genommen werden. Wie kann man die 
Länder in dieser Region daran hindern, sich 
den Imperialisten dabei anzuschließen, den 
ersten Arbeiterstaat auf dieser Erde zu zer­
schlagen - die UdSSR? Nur dadurch, daß 
man die sozialistische Revolution in Lanka, 
Indien und in ganz Südasien ermöglicht. 
Dazu hat sich die internationale Spartacist 
Tendenz mit allen ihren Sektionen verpflich­
tet; und dies ist auch kein Geheimnis für Don 
Mithuna. Er verbirgt dies ganz bewußt vor 
den Massen. Die internationale Spartacist 
Tendenz ist eine Organisation mit der Per­
spektive einer Sozialistischen WeItföde­
ration. 

Zum Schluß muß noch eines gesagt 
werden. Don Mithuna hat auftragsgemäß 
dem Zweck gedient, als Agent der ganzen 
Klasse der Kapitalisten in gemeiner Art und 
Weise Bewegungen der Arbeiterklasse anzu­
greifen, zu verleumden und zu zerstören. 

Kopien an: 

Patrick Fernando 
Spartacist League/Lanka 

Alle linken Organisationen 
Menschenrechtsorganisationen 
Alle Zeitungsherausgeber in Sri Lanka 
und im Ausland 
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Besetzt die Betriebel 
Fortsetzung von Seite 1 
schickt, wenn doch ihre hand zahmen Tarif­
gegner die kapitalistische Wirtschaftsord­
nung für unantastbar erklären, von der Unbe­
siegbarkeit der Bosse reden, um die Arbeiter 
von vornherein auf die nächste Niederlage 
einzustimmen. 

Streikpostenketten 
überquert man nicht! 

"Habt ihr noch keine MP's für die Ratten 
da draußen?" grölte ein Streikbrecher der 
Vertriebsfirma SÜWO und raste mit seinem 
Wagen in die Streikenden der Offenbach­
Post, wobei zehn verletzt wurden. In Köln, 
Koblenz, Stuttgart, Rüsselsheim haben Kil­
ler-Streikbrecher weitere Schwerverletzte auf 
dem Gewissen. Ihre Komplizen tragen grüne 
Uniform - die Polizei. In Köln werden sie da­
für vor der SPD bezahlt Hier sind nicht nur 
Massenstreikpostenketten notwendig: Mili­
tante, bewaffnete Streikposten können 
Streikbrecher, Polizeiangriffe und Nazil 
Graue-Wolfe-Provokationen zurückschla­
gen und die Opfer auf der anderen Seite zäh­
len lassen. Für gewerkschqftlich organisierte 
Selbstverteidigungsgruppen! Polizei raus aus 
dem DGB! Mayrs "Handbuch rur Streik­
posten" sagt den Arbeitern, daß die "Demo­
kratie" am besten gesichert ist, wenn Streik­
posten "gutmütige Überzeugungsarbeit" lei­
sten, während die Kapitalisten bis an die Zäh­
ne bewatTnet sind. Solche Arbeiterftihrer -
die jederzeit auf das Grundgesetz pochen -
verteidigen noch nicht einmal das ABC jedes 
Arbeiters: Streikpostenketten überquert man 
nicht! 

Als die Daimler-Arbeiter wegen des Aus­
sperrungsbeschlusses spontan in den Streik 
traten, waren die Herren Bürokraten im 
Frankfurter IGM-Hochhaus bestürzt und 
nach dem Motto: "Die hatten ja weder Bahn­
steigkarte noch polizeiliche Erlaubnis, bevor 
sie den Bahnhof stürmten", verwarnten sie 
ihre Basis und verwiesen betretTs Kampfak­
tionen auf die "ausschließliche" Beschlußbe­
fugnis des Vorstands. Dochjedervernünftige 
Arbeiter, der den Ausverkauf von Loderer 
und Janßen beim Stahlstreik 1978179 für die 
35-Stunden-Woche erlebt hat, kann sich aus­
rechnen, was von "Kampfaktionen" der 
MayrlSteinkühlers heute zu erwarten ist Da­
mals begrenzten die Bürokraten den Streik 
von vornherein auf den "Einstieg in die 35-
Stunden-Woche". Und nach sechs Wochen 
verrieten sie den Kampf für drei Freischich­
ten und ein paar Tage Urlaub - ein Hohn, für 
den Janßen von 400 aufgebrachten Kollegen 
im Ruhrgebiet fast Prügel bezogen hätte. 

Heute reden sie wieder vom "Einstieg", 
"die Null muß weg" (Steinkühler) und mei­
nen die 37-Stunden-Woche 1987. Dabei 
waren die Urabstimmungen mit Ergebnissen 
von 80 bis 90 Prozent für Streik ein Signal der 
Kampfbereitschaft - nicht eine Ermächti­
gung zum Ausverkau( Und dies trotz der 
Forderung ,,35-Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich", ein Schwindel, mit dem 
Arbeitszeitverkürzung bei verschärfter 
Arbeitshetze und noch höheren Reallohn­
senkungen erstreikt werden soll. Wie Mayr 
unmißverständlich erklärte: "Die Arbeits­
zeitverkürzung gibt es sicher nicht zum Null-
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Massenstreik, Besetzlllgen 
gegen Entlassungen! 

tarif" und "Verkürzung der Arbeitszeit mit 
vollem Lohnausgleich heißt allerdings nicht 
gleiche Lohnerhöhung bei gekürzter Arbeits­
zeit". Um Lohnerhöhungen wie bisher, die 
bekanntlich Lohnsenkungen waren, da sie 
unter der Preissteigerungsrate lagen, kann es 
ihnen also jetzt nicht gehen. Die Wochen­
arbeitszeitverkürzung soll mit einem noch 
höheren Lohnverzicht erkämpft werden, ver­
schärfte Arbeitshetze wird von vornherein 
akzeptiert und das heißt dann "kostenneutra­
le Lösung", nämlich Sanierung der kapitali­
stischen Krisenwirtschaft aus dem Porte­
monnaie der Arbeiter. 

Was würde denn nun die Durchsetzung 
der ,,35-Stunden-Woche bei vollem Lohn­
ausgleich" bedeuten: Die optimistischste 

TLD-Block am 1. Mai in Hamburg 
Propagandaberechnung besagt, daß 700 000 
zukünftige Entlassungen verhindert werden 
könnten und 700 000 neue Arbeitsplätze ge­
schatTen würden. Im günstigsten Fall also 
sollen über zwei Millionen arbeitslos blei­
ben! Natürlich bestätigt auch Janßen: "Mit 
der 35-Stunden-Woche allein sind die 
zweieinhalb Millionen Arbeitslosen nicht 
von der Straße zu bekommen. " Begeben wir 
uns mal in dieses Traumland, dann können 
wir uns auch schon vorstellen, wer in erster 
Linie diese zwei Millionen sein sollen: 
Frauen, Jugendliche und vor allem ausländi­
sche Arbeiter, die in Terror und Elend ihrer 
Heimatländer abgeschoben werden. Das je­
denfalls ist die tägliche Praxis, bei "Mitbe­
stimmung" von Gewerkschaft oder Minister­
"Genossen". 

Nun kann man sich fragen, warum sind die 
Bosse eigentlich gegen das Konzept der 
Bürokraten, wo doch massive Lohnkürzun­
gen als Solidaritätsbeitrag für die Arbeits­
losen feilgeboten werden? Weil den Kapitali­
sten die Bereitschaft der Gewerkschaften, das 
Elend mitzuverwalten, nicht reicht. Nach 
Reagans Vorbild, der 15 000 Fluglotsen und 
damit deren gesamte Gewerkschaft, PATCO, 
gefeuert hat, wollen sie das kostspielige, 
umständliche Hindernis aus dem Weg räu­
men und ohne gewerkschaftliche Einschrän­
kungen die "freie Verfiigbarkeit" über die 
Arbeiter. Daher das Engagement der Arbei­
terfunktionäre. Sie sind nicht nur unter mas­
siven Druck ihrer Basis geraten, endlich 
gegen die Massenarbeitslosigkeit einzu-
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schreiten; sie sind gezwungen in den Kampf 
zu treten, um ihre Machtbasis, vor allem die 
deutschen - zumeist männlichen - Fach­
arbeiter zu verteidigen. 

Für eine revolutionäre 
Gewerkschaftsführung ! 

Die gegenwärtigen Gewerkschaftsführer 
sind der kapitalistischen Republik genauso 
verpflichtet wie der antisowjetischen NATO­
Kriegsallianz. Die vielbeschworene "Neutra­
lität" der Gewerkschaften gehört ebenso der 
Vergangenheit an, wie die "freie bürgerliche 
Demokratie". Sie können entweder als Hilfs­
instrumente des Kapitalismus dienen, um die 
Arbeiter dem Staat unterzuordnen, sie zu dis-

ziplinieren und die Revolution zu verhin­
dern, oder sie können Instrumente der revo­
lutionären Bewegung des Proletariats wer­
den. Deshalb brauchen wir eine klassen­
kämpferische Gewerkschaftsführung, die 
keine Verantwortung fur das bankrotte Pro­
fitsystem übernimmt, die von der Tatsache 
ausgehend, daß der kapitalistische Staat ein 
eingeschworener Feind der Arbeiter ist, Ent­
scheidungen triffi und mit einem revolutio­
nären Programm zum Sieg fuhren kann. Den 
Lohnraubpolitikern Steinkühler, Mayr und 
Breit muß die Kontrolle über den Kampf 
entrissen werden; an die Stelle der bürokra­
tisch eingesetzten Streikleitungen müssen 
gewählte Streikkomitees treten. Schon durch 
ihre Zusammensetzungniissen sie sich unter­
scheiden: Frauen, Jugendliche und ausländi­
sche Arbeiter müssen in ihnen vertreten sein, 
Versammlungen müssen mit allen notwendi­
gen Übersetzungen durchgeführt werden. 
Durch die Mobilisierung und Unterstützung 
der Arbeiterinnen, Hausfrauen, Arbeitslosen 
und Jugendlichen werden die Streikkomitees 
immer breitere Schichten um sich scharen 
und können der Keim für Arbeiterräte wer­
den, die den Kampf über lokale, regionale 
Grenzen hinaus zusammenfassen. 

Wenn die Arbeiter die Betriebe besetzt hal­
ten und die Verftigungs/Entscheidungsge­
walt in ihren Händen liegt und die Kapitali­
sten den Strick um den Hals schon deutlich 
spüren, dann sind die Voraussetzungen ge­
geben, über "Möglichkeit" oder "Unmöglich­
keit" sämtlicher Forderungen der Arbeiter­
klasse zu entscheiden. Bis heute, wo selbst 
minimale, existenzielle Forderungen mehr 
als "normalen" Gewerkschaftskampf erfor­
dern, behält Rosa Luxemburg gegen die Neo­
Bernsteinianer von SPDIDKP recht: "Selbst 
wirkliche Reformen sind nur Abfallprodukte 
des revolutionären Kampfes." Das genau 
haben wir 1969 in Italien gesehen, wo die 
Betriebe besetzt waren, wo die Arbeiter um 
die Macht gekämpft haben. Mit der Durch­
setzung der Scala mobile, dem automati­
schen Lohnausgleich der Inflation, haben die 
KPIISPI-Bürokraten damals den Kampf 
abgewürgt und den italienischen Kapitalis­
mus gerettet. 

Seit die Arbeiter der staatseigenen Werft 
Howaldtswerke-Deutsche Werft AG (HD\\') 
im September neun Tage Herren ihrer Werft 
waren und in vielen Stahl betrieben und 
Werften Pläne für weitere Besetzungen dis­
kutiert wurden, geistert das Gespenst der 
Betriebsbesetzungen durch die Gewerk­
schaftstage und -kongresse. Wahrend Ex­
IGM-Boß Loderers letzter Kampf gegen den 
"Anarchismus" von Betriebsbesetzungen ge­
richtet war, sehen die mehr mit der Basis ver-
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bundenen sozialdemokratischen Verräter 
wie Richard Heller, Betriebsratsvorsitzender 
bei Opel Rüsselsheirn, die Drohung der 
Betriebsbesetzung "wie bei Citroen" als zu­
sätzliches Druckmittel, um ihren "Einstieg" 
plus Lohnraub durchzusetzen. Dieses Manö­
ver ist zu durchsichtig, hält man sich vor 
Augen, daß Heller vor einem Monat ein 
Rationalisierungsschutzabkommen mit den 
Bossen abschloß, das 3000 Arbeitsplätze ver­
nichtet! Bei Citroen bedeutet das Ende der 
Betriebsbesetzung den Abschluß einer zwei­
stündigen Wochenarbeitszeitverkürzung, die 
Fortsetzung der Massenentlassung zehntau­
sender Autoarbeiter. 

Die IGM-Bürokratie besaß bei der HDW­
Besetzung die Frechheit, Streikgelder und 
die Ausweitung des Kampfes nicht nur mit 
der Begründung der Ungesetzlichkeit zu ver­
weigern, sondern die Werftarbeiter auf den 
"Kampf um die 35-Stunden-Woche" zu ver­
trösten. War die Besetzung für Mayr & Co. 
ein "illegaler Akt", so verfuhr die "linke" 
Streikleitung von DKP-Müller-Goldenstedt 
und SPD-Kock bei ihrem Ausverkauf getreu 
dem arbeiterfeindlichen Betriebsverfas­
sungsgesetz: Als der HDW-Vorstand sich 
stur stellte, nicht einmal zu faulen Kompro­
missen bereit war, sorgte diese Aktionslei­
tung mit geheimer Abstimmung (zu der 
sämtliche "Leitende" und andere Streikbre­
cher eingeladen waren) für den Abbruch 
der Besetzung. 

"Das Betriebsverfassungsgesetz wurde 
1920 gegen die Arbeiterräte der deutschen 
Revolution geschatTen, um sie durch Frie­
denspflicht und Schweigepflicht zu Räten 
der Kapitalisten gegen die Arbeiter zu 
machen. Nachdem die Nazis 1933 die Ge­
werkschaften und Arbeiterparteien zer­
schlagen hatten, bedienten sie sich 1934 
einer Neuauflage gleicher Machart. Und 
das heutige Gesetz besiegelte 1952 das 
Ende einer Welle von Arbeiterkämpfen 
nach dem Zweiten Weltkrieg und be­
deutet die Unterwerfung der Gewerk­
schaften gegenüber dem bürgerlichen 
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Stuttgart, 19. Mai: Mordanschlag eines 
Streikbrechers auf den IG-Druck-orts­
vorsitzenden Horst Bekel 

Staat. Das arbeiterfeindliche Betriebsver­
fassungsgesetz muß weg! Und dessen 
Vollstrecker innerhalb der Gewerkschaft, 
die Bürokraten, müssen gefeuert werden. 
Die Arbeiterklasse braucht eine klassen­
kämpferische Gewerkschaftsführung und 
eine revolutionäre Partei!" 
(Spartakist Nr. 49, März 1984) 

Für die Vereinigten Sozialistischen 
Staaten von Europa! 

Mit ihrer organisierten Kraft, ihrer sozialen 
Macht, auf deren Schultern Westdeutsch­
land, das wirtschaftliche Kraftzentrum Euro­
pas basiert, fallt der deutschen Arbeiterklasse 
auch gegenwärtig wieder eine ScWüsselrolle 
zu. Sie müssen kämpfen, damit ihre Zukunft 
nicht an den Verhandlungstischen ausver­
kauft wird, sondern ein Signal für ihre 
europäischen Klassenbrüder wird. 

Denn zur gleichen Zeit streiken 100 000 
britische Bergarbeiter gegen die angekül,ldig­
ten 20 000 Entlassungen und führen einen 
erbitterten Kampf, um die Eiserne Lady in 
die Knie zu zwingen. Kaum jemand hat ver­
gessen, daß es auch 1974 die Bergarbeiter 
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waren, die die Tory-Regierung gestürzt 
haben. Die britische Bourgeoisie hat faktisch 
das Kriegsrecht über die Bergarbeiter ver­
hängt und tausende bewaffnete Schläger, die 
Ordnungshüter des bürgerlichen Staats, ter­
rorisieren die Streikenden. Und in Frank­
reich marschierten über 30 000 Stahlarbeiter 
aus Lothringen nach Paris, verbrannten Por­
träts von Mitterrand, den sie erst vor drei Jah­
ren in der Hoffnung gewählt hatten, daß eine 
"sozialistische" Regierung im Interesse der 
Arbeiter handeln würde. Heute sind die Tage 
von Mitterrands NATO/Austeritäts-Volks­
front gezählt Und in Italien wackelt der 
Thron eines weiteren Minister-"Sozialisten"; 
Regierungschef Craxi will per Dekret die 
Errungenschaften von 1969, die Scala mobile 
abschaffen, was bereits mehr als eine Million 
auf die Straße gebracht hat, deren Wut und 
Kampfbereitschaft nach dem Marsch auf 
Rom keineswegs gebändigt ist: "Agnelli, 
Agnelli, wir sind mehr als eine Million und 
wir sind nur eine Delegation!" 

Was gebraucht wird, ist internationale pro­
letarische Einheit im Kampf - insbesondere 
Solidaritätsstreiks über die nationalen Gren­
zen hinweg - gegen das Europa des Ge­
meinsamen Markts und der NATO. Die Not­
wendigkeit internationalen Klassenkampfs 
wie auch die zerstörerische Irrationalität des 
Kapitalismus ist nirgendwo klarer zu sehen 
als in der Stahlindustrie. Seit Jahren leidet die 
Stahlindustrie unter weltweiter Überproduk­
tion und Überkapazität Mit dem Ergebnis, 
daß ganze Industrieregionen verwüstet wur­
den, die auf Stahl und Kohle basieren - vom 
Saarland und der Ruhr in Westdeutschland, 
Lothringen in Frankreich bis zu Süd Wales in 
Britannien. Das Leben von zahllosen Stahl­
arbeitern und ihren Familien wurde zerstört 
Das protektionistische EG-Kartell betreibt 
den Abbau der gesamten westeuropäischen 
Stahlindustrie. Mit der EG - geschaffen als 
ökonomische Basis für die NATO in Europa 
- sollte vor allem die deutsch-französische 
Konkurrenz geschlichtet werden, als Voraus­
setzung fUr einen gemeinsamen Krieg gegen 
die So\\jetunion. Doch trotz NATO ist die 
innerimperialistische Konkurrenz nicht ge­
bannt Um in der internationalen Krisen­
situation die eigenen Profite, die eigene 
Kriegsproduktion zu sichern, streben die ver­
schiedenen Bourgeoisien nach wirtschaftli­
cher Autarkie. Das soll mit Hilfe protektioni­
stischer Maßnahmen, staatlicher Subventio-

Polizeiterror ---
Fortsetzung von Seite 12 
staat" und seine Gefangnisse sind berüchtigt 
Sechs ausländische Häftlinge mußten in der 
Sylvesternacht im Westberliner Abschiebe­
knast Augustaplatz grausam verbrennen, 
Cemal Kemal Altun wurde durch Abschiebe­
terror in den Tod gehetzt Mit den Terrorur­
teilen im Kölner Konsulatsbesetzer-Prozeß 
sollen kurdische und türkische Unterstützer 
der linken Organisationen Devrim~i Sol und 
Halk Der die "RAF-Behandlung" erhalten. 
Wir vergessen nicht das Schicksal von Ulrike 
Meinhof(angeblicher "Selbstmord") und der 
anderen Mitglieder der sogenannten Baader­
Meinhof-Bande aus der deutschen Linken. 

Wahrend Schmidts Austeritäts-/Lohn­
raubregierung sich für den Wiederauf­
schwung des deutschen Nationalismus ver­
dient gemacht und in Anlehnung an Depor­
tationsgesetze der Nazis bereits Hundert­
tausende ausländischer Arbeiter abgescho­
ben hat, steuert die reaktionäre Kohlregie­
rung unmißverständlich auf die "Endlösung 
der Ausländerfrage" zu. Mit dem Schlachtruf 
"Türken raus" hat sie die Jagdsaison auf ein­
gewanderte Arbeiter und besonders aus­
ländische Linke für eröffnet erklärt. Auftakt 
für verschärfte Illegalisierung und Terrorisie­
rung war Zimmermanns Verbot von Devrim­
~i Sol und Halk Der im Januar 1983. Jetzt ist 
die MTIB, Sympathisantengruppe von I$(:i­
nin Sesi die Zielscheibe; wer wird der nächste 
sein?? 

Wahrend die türkische NATO-Junta allein 
im letzten Monat über 60 Todesurteile gegen 
Kurden und linke Türken gefallt hat, wird in 
Westdeutschland - dem "demokratischen" 
Nachfolgestaat von Auschwitz - auf türki­
sche Linke geschossen. Wahrend die deut­
sche Bourgeoisie Milliardenkredite und mas­
sive Militärhilfe für die türkischen Generale 

nen wichtiger Industriezweige bewerkstelligt 
werden. Diese Subventionen werden aus der 
Lohntüte der Arbeiter geklaut und die jewei­
ligen Arbeiterfiihrer von SPD, KPF, Labour 
oder KPI unterschreiben die Amnestie fUr die 
kapitalistischen Steuerdiebe, indem sie das 
Gift des Nationalismus und Protektionismus 
säen. "Kauft, produziert französisch", schafft 
eine deutsche "Nationale StahllWerft-AG" 
krähen sie. Tucholsky verhöhnte diese reak­
tionären Utopisten und fügte hinzu "kauft 
deutsche Zitronen". 

Dabei tun sich besonders die National­
kommunisten der DKP/SEW hervor. Um 
den Arbeitern eine demokratische Lösung in 
"diesem unseren (kapitalistischen) Lande" 
vorzugaukeln, bieten sie ein Programm zur 
Aufpäppelung der kapitalistischen Wirtschaft 
an. Verbot von Massenarbeitslosigkeit, Be­
schäftigungsprogramm, Verstaatlichung, 
Stärkung der Massenkautkraft und nicht zu­
letzt Senkung des Rüstungsetats heißt es. In 
Frankreich ist fast die gesamte Stahlindustrie, 
in Britannien der gesamte Bergbau verstaat­
licht Das hat weder die Arbeitsplätze siche­
rer gemacht, noch den Lebensstandard erhal­
ten, geschweige denn Massenentlassungen 
verhindert. 

Ohne Beseitigung der kapitalistischen Pro­
fitwirtschaft dienen die verstaatlichten Be­
triebe den Kapitalisten. Wer wie die DKP 
vom Staat das Verbot von Entlassungen for­
dert, der reiht sich brav in die Nachtwächter­
kolonne derjenigen ein, die "im deutschen 
Interesse" als Advokaten der deutschen 
Bourgeoisie die Wirtschaftprobleme lösen 
wollen. Was das heißt, haben die Werftarbei­
ter gerade kennengelernt: Die gesamte Pro­
duktion der HDW soll nach Kiel verlagert 
und auf Kriegsschiffe umgestellt werden. 

Eine fortschrittliche Lösung der kapitalisti­
schen Krise kann es in Westeuropa nicht 
getrennt vom "anderen" Europa - den dege­
nerierten/deformierten Arbeiterstaaten - ge­
ben. Der Deal über den Bau von VW-Moto­
ren in der DDR ebenso wie das Erdgasröh­
rengeschäft mit der SO\\jetunion geben einen 
Vorgeschmack auf die Möglichkeiten soziali­
stischer Planwirtschaft in ganz Europa. Trotz 
der Mißwirtschaft der stalinistischen Büro­
kraten gehört das Elend der Massenarbeitslo­
sigkeit für die osteuropäischen Arbeiter der 
Vergangenheit an. Wir brauchen eine soziali­
stische Revolution gegen kapitalistische Aus­
beutung und Anarchie in Westeuropa und ei-

aufbringt, setzt sie tausende ausländische 
Arbeiter mit einem Tritt auf die Straße, um 
sie zurück in Elend und Terror ihrer Heimat 
zu deportieren. Für seinen antisowjetischen 
Kriegskurs geht der deutsche Imperialismus 
über Leichen. 

Gleichzeitig haben die Kapitalisten mit 
ihrer Anti-Gewerkschaftskampagne der ge­
samten Arbeiterklasse den Krieg erklärt und 
wollen die Abschaffung jeglicher demokrati­
scher "Kostspieligkeiten": Asylrecht, 
Demonstrationsrecht, Streikrecht u. a. m. Ein 
Angriffaufeinen ist ein Angriffaufalle! Weg 
mit dem Verbot von Dev Sol und Halk Der! 
Sofortige Freilassung der fünf MTIB-Unter­
stützer und anderen linken politischen Ge­
fangenen! Sofortige Niederschlagung der 
Verfahren! Für das Recht auf freie politische 
Betätigung! 

Heute, wo wieder die Werbetrommeln fUr 
eine neue SPD-Regierung gerührt werden, 
bedeckt sich die Partei der Ausländergesetze, 
Berufsverbote und des NATO-Doppelbe­
schlusses gerne mit dem Feigenblatt "Gegen 
Ausländerfeindlichkeit". Doch überall dort, 
wo sie mit oder ohne Grüne-Unterstützung 
die Macht hat, fUhrt sie vor, was von ihrem 
"alternativen" Rassismus zu erwarten ist. Die 
Scharfschützen des Mannheimer Überfalls 
haben Rückendeckung von einem SPD­
Bürgermeister! Bei der Einrichtung von Asy­
lanten-KZs, bei Auslieferungs- und Abschie­
beterror stehen die SPD-Landesfürsten ihren 
christlichen Kollegen in nichts nach. Denn 
trotz Heuchelei mit Menschenrechts­
phrasen, Friedenstaube oder 35-Sonne ist 
Willy Brandt sich mit Helmut Kohl einig: 
NATO-Kriegskurs gegen DDRlSowjetunion 
heißt Krieg gegen Arbeiter, Frauen, Aus­
länder. 

Der DKP-Vertreter bei den Hamburger 
"Aktionseinheitstreffen" verweigerte Solida­
ritätsaktionen schamlos mit dem Hinweis, 
"alle Kräfte fUr die 35-Stunden-Woche" zu 
brauchen. Offener hätte er nicht bekennen 

ne politische proletarische Revolution gegen 
die stalinistische bürokratische Unterdrük­
kung und Mißwirtschaft in Osteuropa. Für die 
Vereinigten Sozialistischen Staaten von 
Europa! 

Für die revolutionäre 
Wiedervereinigung Deutschlands! 

Wahrend SED-Generalsekretär Honecker 
die deutsche Bourgeoisie nicht mit Klassen­
kampf erschrecken will und eine illusionäre 
"Koalition der Vernunft" predigt, stehen 
DKP und SEW, die Sozialdemokraten der 
zweiten Mobilisierung, ihm nicht nach; sie 
wollen sich mit den Nachfolgern von Ebert 
und Scheidemann vereinigen unter den Sym­
bolen der 35-Sonne und der Friedenstaube. 
Doch dem Betrug mit der Forderung nach 
,,35-Stunden-Woche bei vollem lohnaus­
gleich" steht der Betrug der SPD-"Friedens"­
partei in nichts nach: Auf dem letzten Partei­
tag bekräftigten sie ihre Ablehnung der Sta­
tionierung von Pershing und Cruise Missile, 
nachdem sie im letzten Herbst auf Gewerk­
schaftskongressen und Versammlungen 
sicherstellten, daß es keinen Generalstreik 
gegen die NATO-Raketen gibt. DKP/SEW 
loben die Ankunft der SPD im "Friedensla­
ger" und Herbert Mies biedert sich mit einem 
offenen Brief an Willy Brandt an: "Und es wä­
re ... von großer Wichtigkeit, daß die Füh­
rung der SPD ihre Autorität und ihren Ein­
fluß tatsächlich für mehr Aktivität und Ge­
meinsamkeit ... in Sachen 35-Stunden-Wo­
che in die Waagschale wirft." (unsere zeit, 14. 
April) 

Der Einfluß der Sozialdemokratie bedeu­
tet, die Arbeiterklasse für die revanchisti­
schen Gelüste der eigenen Bourgeoisie zu 
mobilisieren, für eine kapitalistische Wieder­
vereinigung Deutschlands - und dies mit 
dem Autkleber "atomwaffenfreie Zone" oder 
"neutrales Deutschland". Eine "atomwaffen­
freie Zone", wozu? Damit die Bundeswehr, 
die keine Atomsprengköpfe hat, sich in Euro­
pa "frei entfalten" kann? Jeder sollte froh 
sein, daß die Sowjetunion Atomraketen zu 
ihrer Verteidigung hat Sie haben bisher ei­
nen dritten Weltkrieg, den nuklearen Holo­
caust, verhindert. Für die bedingungslose mili­
tärische Verteidigung von DDR/Sowjetunion 
gegen den Imperialismus! Die einzige wirkli­
che Friedensbewegung aber ist die gemeinsa­
me revolutionäre Mobilisierung der west-

können, daß die DKP wie die SPD sich vor 
allem um Arbeitsplätze fUr Deutsche sorgt. 
Der Polizeikrieg gegen die MTIB findet ja ge­
rade jetzt in Baden-Württemberg statt, weil 
die ausländischen Arbeiter in den dort lau­
fenden Streiks die militantesten sind. Die 
TLD kämpft dafür, die gesamte Arbeiterklas­
se zu mobilisieren, für volle Staatsbürger­
rechte für ausländische Arbeiter und ihre 
Familien! 

Mit Appellen wie "Verbot der Nazis", 
"demokratische Kontrolle der Polizei" propa­
gieren Reformisten die reaktionäre Utopie ei­
nes "humaneren" Kapitalismus. Weder 
westdeutsche noch türkische Linke wollen 
den bürgerlichen Staat mit militanten Aktio­
nen erschrecken. Im Gegenteil: Sie wollen 
mit diesem eingeschworenen Klassenfeind 
zusammenarbeiten in der illusionären Hoff­
nung auf eine "demokratische" Polizei. In der 
Presseerklärung des "linken" Unterschriften­
kartells in Mannheim heißt es: "Das Ver­
halten der beteiligten Polizisten ... unter­
gräbt auchjegliches Vertrauen in unsere Poli­
zei." Doch die bürgerliche Polizei ist nicht ein 
Verein christlicher Männer; sondern sie sind 
bewaffnete Banden zur Verteidigung der 
Herrschaft der Bourgeoisie. 

Nach dem brutalen Polizeiangriff in 
Mannheim hat die Trotzkistische Liga in 
Hamburg und Frankfurt sofortige Aktions­
einheiten unter folgenden Losungen vorge­
schlagen: Protestiert gegen den blutigen Poli­
zeiterror in Mannheim! Verteidigt die MTIB! 
Stoppt die Menschenjagd auf Ausländer! 
Gleichzeitig propagierten wir bei sämtlichen 
"Aktions"treffen die Notwendigkeit Arbeiter 
und Gewerkschaften zur Verteidigung zu 
mobilisieren. Sie sind der einzige Bündnis­
partner an deren Seite rassistischer Terror 
erfolgreich zurückgeschlagen werden kann! 
Aber das ist nicht die Strategie der "linken" 
Reformer von DKP, DFU, KB einschließlich 
I~~inin Sesi. Ihr Programm basiert auf krimi­
neller Volksfrontpolitik - dem Ringen um 
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deutschen und ostdeutschen Arbeiter, weder 
fUr ein sozialdemokratisches viertes Reich, 
noch für Honeckers preußischen "Sozialis­
mus in einem halben Land", sondernfiir die 
revolutionäre Wiedervereinigung Deutsch­
lands. 

Für eine revolutionäre 
Arbeiterpartei! 

Der Schlüssel dazu ist eine revolutionäre 
Führung in der Tradition der Bolschewiki 
unter Lenin und Trotzki, deren Aufgabe es 
ist, die bürgerliche Arbeiterpartei SPD 
entlang der Klassenlinie zu spalten und so die 
reformistische Hegemonie über die Arbeiter­
klasse zu brechen. Die SPD - "im deutschen 
Interesse" - ist der Todfeind des proletari­
schen Internationalismus. Überall dort, wo 
sie heute als LandesfUrsten die Macht haben, 
fUhren sie vor, was Krisenbewältigung a la 
SPD heißt. Der von den Grünen unterstützte 
SPD-Börner hat weder gezögert, Tür­
ken/Kurden an die Folterknechte in Ankara 
auszuliefern, noch die Asylanten-KZs abge­
schafft, deren Existenz er wie die Nazis als 
"eine Frage der Hygiene" bezeichnet hat 
Und inzwischen hat der hessische SPD­
Landtagsabgeordnete Nitzling dem Wirt­
schaftsminister nahegelegt, mit einer Kopf­
prämie alle ausländischen Arbeiter in Hessen 
zur Abreise zu bewegen, damit Wohnungs­
und Arbeitsproblerne der Deutschen gelöst 
werden können (Frankfurter Allgemeine Zei­
tung, 10. April). So entpuppt sich die Auslän­
derpolitik der Sozialdemokraten als brutaler 
"alternativer" Rassismus. 

Eine revolutionäre Massenpartei kann in 
Westdeutschland allerdings nur aufgebaut 
werden, wenn es gelingt, die eingewanderten 
Arbeiter verschiedenster Nationalitäten - die 
etwa ein Sechstel des Industrieproletariats 
stellen - und die deutschen Arbeiter für einen 
gemeinsamen Kampf zu orgamsleren. 
Indem die deutschen Arbeiter fUr ihre am 
meisten unterdrückten Klassenbrüder eintre­
ten und den Kampf um volle Staatsbürger­
rechtefiir eingewanderte Arbeiter und ihre Fa­
milien, gegen Abschiebungen mit aller Kraft 
führen, werden sie in den türkischen, kurdi­
schen, jugoslawischen, griechischen, italieni­
schen, spanischen Kollegen die besten Mit­
kämpfer in den gegenwärtigen und künftigen 
Klassenschlachten haben. Vorwärts zu einer 
integrierten revolutionären Arbeiterpartei! _ 

"Respektabilität" und die Gunst bürgerlicher 
"demokratischer" Bündnispartner. Damit 
entwaffnen sie linke und Arbeiterorganisatio­
nen und liefern ihre Mitglieder der "demo­
kratischen" Willkür ihrer Verfolger aus. Als 
die Genossen von Dev Sol und Halk Der um 
ihre Existenz gegen die illegalisierung kämp­
fen mußten, wurden sie von den Linksstalini­
sten der I~~inin Sesi zwar mit solidarischem 
Wortgeklingel unterstützt, nicht aber mit der 
Mobilisierung zu ihrer Verteidigung. Damit 
hat I~0nin Sesi der eigenen Diskriminierung 
durch den bürgerlichen Staat den Weg berei­
tet. Selbst jetzt, wo wenigstens fUnf Mit­
glieder von der MTIB Geisel der rassistischen 
Klassenjustiz sind, respektiert diese Organi­
sation ehrfürchtig die demokratischen Richt­
linien ihrer grünen Bündnispartner und 
verzichtet auf öffentliche Protestaktionen 
mit Trotzkisten. Schluß mit der Volksfront­
politik! Einheitsfrontaktionen vonArbeitern, 
Linken und Gewerkschaftern müssen den 
rassistischen Schlägerbanden eine Lektion 
erteilm und dieMenschenjagd auf Ausländer 
stoppen! _ 
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Britannien ... 
Fortsetzung von Seite 5 
traler Bedeutung, teilte Spartacist Britain mit, 
es würden täglich zwei bis fünf Eisenbahner 
wegen ihrer Weigerung, bestreikte Kohle zu 
befördern, nach Hause geschickt; er habe 
auch gehört, daß bewaffnete Polizisten auf 
den Zügen mitführen. Dennoch reden die 
nationalen Gewerkschaftsführungen nicht 
einmal von Streikaktionen, um die eigene 
Basis zu verteidigen und die Bergarbeiter zu 
unterstützen. Dieser Verrat der Gewerk­
schaftsführer muß bekämpft werden. Die 
Eisenbahner von Wirral haben den Weg 
gezeigt: Der Weg zum Sieg erfordert eine 
starke nationale Streikaktion Seite an Seite 
mit den Bergarbeitern. 

Für internationale 
Ai"beitersolidarität! 

Militante Kämpfer müssen genau unter­
scheiden zwischen der Notwendigkeit, die 
Einfuhr von Kohle zu stoppen. die zum 
Streikbruch dient, und der protektionisti­
schen Politik von Importkontrollen, die von 
"Linken" wie Scargill und Tony Benn befür­
wortet wird. Importkontrollen sichern keine 
Arbeitsplätze, stärken aber stattdessen Natio­
nalismus und Rassismus, die von der regie­
renden Klasse benötigt werden, um die Aam­
men antigewerkschaftlicher Reaktion bei sich 
daheim zu schüren. Ebenso wie die Produkti­
vitätszulagen in diesem Land die Arbeiter­
klasse spalten. unterminiert der Protektionis­
mus unsere Fähigkeit, an die Arbeiter der 
anderen Länder zu appellieren, Solidaritäts­
aktionen durchzuführen. Dabei macht es die­
ser Streik direkt und dringend notwendig, an 
die amerikanischen und australischen Hafen­
arbeiter zu appellieren, die Ausfuhr von 
Kohle nach Britannien zu stoppen. 

Es ist ein Skandal, daß auch aus Polen 
immer noch Kohle ankommt. NUM-Vertre­
ter haben an das Jaruzelski-Regime appel­
liert, der Kohlenausfuhr Einhalt zu gebieten. 
So bezeichnete der NUM-Sekretär des Lan­
desbezirks Kent die Aktionen der polnischen 
Regierung als ebenso skandalös wie die der 
Streikbrecher unter den Bergarbeitern in 

Frankreich ... 
Fortsetzung von Seite 4 

Verfall ihres eigenen Produktionsapparats 
verantwortlich ist. Das ist das Ergebnis des 
Systems der Profitwirtschaft. 

Früher "heilten" Ärzte mit Blutegeln. 
durch wiederholtes Schröpfen. Oft starben 
ihre Patienten. Unsere "sozialistischen" 
Quacksalber am Krankenbett des Kapitalis­
mus werden keine besseren Ergebnisse erzie­
len. Mit ihrer Austeritätspolitik schröpfen sie 
die Arbeiterklasse, plündern oder streichen 
Sozialleistungen. Aber wie auch immer -
diese massive Umverteilung wird keine kapi­
talistischen Investitionen auslösen, sie sind 
weiterhin durch den Fall der Profitrate blok­
kiert. 

Bald werden wir drei Millionen Arbeitslose 
haben und weitere 86000 Arbeitsplätze pro 
Jahr weniger - und Nullwachstum. Und 
alles, was sie uns bieten können. ist Blabla 
über "Strukturveränderung". In Longwy 
wurden letztes Jahr 280 Arbeitsplätze 
geschaffen, ganze sieben gingen an ehemalige 
Stahlarbeiter. Jahrelange Erfahrungen und 
wertvolle Fachkenntnisse sind von Aus­
löschung bedroht. 

Das Desaster der Stahlindustrie ist Ergeb­
nis von Jahren kapitalistischer Anarchie. Es 
gibt eine erhebliche Überproduktion und 
große Überkapazitäten für Stahl auf dem 
Weltmarkt. Um die Stahlwerke in Frankreich 
zu erhalten, bräuchte man scharfen Protek­
tionismus und/oder ein wahnwitziges 
Rüstungsprogramm mit einer riesigen Pan­
zerproduktion. Um aus der Sackgasse her­
auszukommen, brauchen wir eine wirkliche 
Planwirtschaft. Millionen Arbeiter wissen 
heute, daß Verstaatlichungen unter dem bür­
gerlichen Staat nichts ändern. Verstaatlichte 
Unternehmen werden nach wie vor nach 
Profitgesichtspunkten betrieben; sie stellen 
die Aießbänder schneller und werfen Zehn­
tausende auf die Straße. 

Solange es Kapitalismus gibt, ist es unmög­
lich, daß die Stahlindustrie für gesellschaft-

Nottinghamshire. Wegen ihrer Weigerung, 
das antikommunistische Gezeter über Soli­
darnost mitzumachen, verfügen die Führer 
der NUM über eine gewisse Autorität bei der 
Regierung des polnischen deformierten 
Arbeiterstaates, da Thatcher die eingeschwo­
rene Feindin bei der ist. Daß das stalinistische 
Regime in Polen sich heute wie schon 1972 
und 1974 als Streikbrecher gegen den Kampf 
der Bergarbeiter betätigt, spricht Bände über 
den arbeiterfeindlichen Nationalismus der 
Jaruzelski & Co. 

Die Linke 
und der Bergarbeiterstreik 

Die Kommunistische Partei (KP) ist trotz 
einer beträchtlichen Anhängerschaft in den 
Gewerkschaften von ihren "linken" Kumpa­
nen im TUC kaum zu unterscheiden. 
Moming Star bejubelte eine Konferenz von 
800 Vertrauensleuten am 5. April in Glasgow 
als bedeutenden Schritt nach vorn für die 
Unterstützung der Bergarbeiter. Aber die 
Organisatoren der Konferenz haben nicht 
einmal ihren früheren Vorschlag für einen 
pro forma halbtägigen Generalstreik in 
Schottland eingebracht. Stattdessen leierten 
KP-Anhänger Mick McGahey und andere 
offIZielle Redner endlos über moralische und 
finanzielle Unterstützung für den Streik. Ein 
militanter NUR-Arbeiter bei den Londoner 
Nahverkehrsbetrieben, Anhänger der Spar­
tacist League, intervenierte dagegen mit der 
Forderung: "Macht die Eisenbahn und die 
Kraftwerke dicht - sofort!" - und wurde 
dafür mit Beifall begrüßt. 

Im Gegensatz zum offenen Streikbruch 
und leeren Geschwätz der "Linken" kämpfen 
unsere Anhänger in den Gewerkschaften für 
die Organisierung von Streikaktionen. Eine 
Woche nach Streikbeginn nahmen zwei 
NUR-Ortsvereine bei den Londoner Ver­
kehrsbetrieben von Spartacist-Anhängern 
eingebrachte Resolutionen mit der Forde­
rung an, den Transport von Kohle zu verwei­
gern und einen nationalen Eisenbahnstreik 
(einschließlich des Londoner U-Bahn- und 
Busverkehrs) auszurufen. falls es zu Vergel­
tungsmaßnahmen gegen militante Eisenbah­
ner kommen sollte. In der Rover-Fabrik von 
British Leyland in Solihull hat das Shop-Ste-

liche Bedürfnisse produziert. Alle "Gegen­
pläne" der Reformisten sind utopisch (so 
utopisch wie Mitterrands Plan, ganz Frank­
reich in ein gigantisches "Silicon Valley" zu 
verwandeln); sie scheitern an der unüber­
windlichen Barriere der Profitrate. 

"Produziert französisch" ist eine tödliche 
Falle für die Arbeiter. Wrr verlieren überall: 
Protektionistische Maßnahmen rufen ent­
sprechende Gegenmaßnahmen hervor; was 
auf dem Binnenmarkt gewonnen wird, geht 
an Exporten verloren. Protektionismus 
bedeutet "Solidarität" mit den Arbeitgeber­
Verbänden, unserem Klassenfeind, gegen 
unsere Klassenbrüder in anderen Ländern, 
die vor den gleichen Schwierigkeiten stehen 
wie wir. Protektionismus bedeutet, der ein­
zig wahren Lösung den Rücken zu kehren 
- rationale sozialistische Planwirtschaft auf 
europäischer Ebene. Wirtschaftsnationalis­
mus, reaktionär und utopisch wie er ist, 
bedeutet Nährboden für Chauvinismus uno 
spaltet die französischen Arbeiter von denen, 
die in den letzten zwei Jahren die Avantgarde 
im Klassenkampf gestellt haben: den ein­
gewanderten Arbeitern, vor allem in der 
Autoindustrie. Sie gegen Abschiebungen 
und rassistischen Terror zu verteidigen 
bedeutet, die Speerspitze des Kampfes gegen 
Mitterrands Austeritätspolitik zu verteidigen. 

Für eine neue, 
revolutionäre Führung 

Die Stahlarbeiter Lothringens haben seit 
1979 eine Kampfkraft bewiesen. die ihresglei­
chen sucht. Wo ist die Führung, die dieser 
Kämpfe wert ist? In den drei Jahren Mitter­
rand-Regierung haben die KPF und die von 
ihr geführte CGT den Unmut der Arbeiter­
klasse gedämpft und damit der "Republik", 
das heißt dem Großkapital, einen unschätz­
baren Dienst erwiesen. Heute können sie 
sich sehr schnell selber vor der Tür wieder­
finden. und zwar genau deshalb, weil sie der 
Bourgeoisie diesen Gefallen getan haben! 
Mitterrand greift die Arbeiterbasis der KPF 
an (und was nützen Parlamentssessel, wenn 
ihre Verankerung in der Schwerindustrie 
vernichtet wird). Um ihre Kabinettspöstchen 
zu behalten, haben die reformistischen Büro-

warts-Komitee (im Betrieb gewähltes Komi­
tee gewerkschaftlicher Vertrauensleute) eine 
von einem Spartacist-Anhänger eingebrachte 
Resolution gebilligt, die nicht nur Unter­
stützung durch Spenden und Streikposten 
verlangt, sondern auch dazu aufruft, den 
Tagebau dicht zu machen. 

Wrr von der Spartacist LeaguelBritain und 
unsere Anhänger in den Gewerkschaften 
haben unsere sämtlichen Ressourcen in den 
Kamv.ffür einen Sieg der Bergarbeitergewor­
fen. Uber 15000 Exemplare unseres Streik­
Extrablatts sowie Tausende von Augblättern 
wurden im ganzen Land verteilt, von Schott­
land bis Yorkshire, South Wales und Kent. 
Am 29. März stach auf der Londoner "Tag 
der Demokratie"-Demonstration unser Ban­
ner mit dem Aufruf "Zerschlagt den Angriff 
der Tories - die Bergarbeiter dürfen nicht 
allein stehen!" hervor. Um die Wahrheit über 
den Streik zu verbreiten. haben wir öffent­
liche Veranstaltungen organisiert. In Duns­
croft, South Yorkshire, kamen am 29. März 
streikende Bergarbeiter, um den FIlm "Har­
lan County, U.S.A" zu sehen und Redner 
wie Gene Herson zu hören, einen Seemann 
aus den USA und Organisator einer klassen­
kämpferischen Opposition in der Seeleute­
gewerkschaft NMU. 

Am Abend darauf fand in London eine 
öffentliche Veranstaltung der SL mit Mal­
colm Pitt statt, dem NUM-Präsidenten der 
Kent-Region. sowie mit einem Aktivisten der 
NUR als Gastredner. Ein Spartacist-Sprecher 
legte die zentralen Aufgaben des Streiks dar: 
"Von einem einfachen gewerkschaftlichen 
Standpunkt aus müßte es klar sein, daß die 
Eisenbahner Streikbrecher-Kohle nicht 
befördern. daß die Stahlarbeiter Kohle nicht 
anrühren, daß die LKW-Fahrer Kohle nicht 
transportieren. daß die Kraftwerksarbeiter 
nichts mit ihr zu tun haben, solange die Berg­
arbeiter streiken. Aber die Sache ist die: Die­
ses Land kommt zum Stillstand, wenn diese 
einfachen Maßnahmen der gewerkschaft­
lichen Solidarität befolgt werden. Und der 
Grund, warum derartige elementare Solida­
ritätsaktionen, die abstrakt erörtert werden. 
nicht praktiziert werden. liegt darin. daß die 
Führung der Gewerkschaften und die Füh­
rung der Labour Party sich dessen bewußt 

kraten unzählige Schläge ins Gesicht einfach 
eingesteckt und sind soweit gegangen, daß sie 
selbst Streiks brechen, wie bei Talbot in die­
sem Jahr. 

Die KPF, die die ganze Verantwortlichkeit 
für die Stahlkrise auf den deutschen Imperia­
lismus abwälzt, steht objektiv in einem anti­
deutschen Block mit den Gaullisten. Die 
Reformisten hetzen die Stahlarbeiter von 
Usinor-Dunkerque, Longwy, Fos gegenein­
ander auf. Und noch schlimmer, ihr wider­
licher Chauvinismus verhindert einen 
gemeinsamen Kampf mit den belgischen und 
deutschen Arbeitern (die für die 35-Stunden­
Woche kämpfen). 

Wir brauchen eine Führung, die aus­
gehend von der Tatsache, daß diese Regie­
rung ein geschworener Feind der Arbeiter ist, 
Entscheidungen fällt und - bewaffnet mit 
einem klassenkämpferischen Programm -
den Kampf zum Sieg führt. Wrr müssen 
kämpfen wie nie zuvor, um die Gewerkschaf­
ten auf die Grundlage eines revolutionären 
Programms zu stellen, und um in diesem 
KampfStreikkomitees und Fabrikräte aufzu­
bauen. die breite Schichten von Arbeitern in 
den Kampf einbeziehen. Der Schlüssel dazu 
ist eine neue, revolutionäre Führung - eine 
leninistische Partei, eine trotzkistische 
Avantgardepartei. Wir Trotzkisten bauen auf 
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sind, daß ein von ihnen um die Frage der 
Bergarbeiter ins Leben gerufener General­
streik die Frage der Macht auf die Tagesord­
nung setzen würde. Und sie sind nicht bereit, 
mit dem Kapitalismus aufzuräumen. 

Und die fundamentale Frage, die ich hier 
anschneiden möchte, ist die Haltung gegen­
über der russischen Revolution und der 
Sowjetunion. Wenn man diesen Streik 
betrachtet, ist es doch klar: Die Elemente in 
der Arbeiterbewegung, die die UdSSR am 
meisten hassen. sind diejenigen. die am 
eifrigsten auf die Arbeiter einreden. sie sollen 
die Streikpostenketten durchbrechen. Ein 
klassisches Beispiel dafür ist Frank Chapple­
von solchen Leuten gibt es aber eine ganze 
Menge. Und deswegen war Blackpool so 
wichtig ... Als Scargill den Punkt (über Soli­
darnost) machte und kein einziger Delegier­
ter auf dem TUC-Kongreß aufstand, um ihn 
zu verteidigen. als man ihn zum wildgewor­
denen Roten abstempeln wollte, da wußte 
Margaret Thatcher, daß sie beste Aussichten 
hatte, diese Gewerkschaft zu isolieren. Und 
deswegen hat sie diese Situation provoziert." 

Heute versucht die Führung der Labour 
Party offen, die Bergarbeiter auszuverkaufen. 
während die "Linken" wie Tony Benn, die so 
eifrig auf Einigkeit hinter dem Labour -Party­
Führer Kinnock bedacht sind, sich nicht ein­
mal einer streikbrecherischen Urabstim­
mung widersetzen wollen. Die britische 
Arbeiterklasse steht heute mitten in einem 
Kampf gegen die rohe, nackte Gewalt des 
kapitalistischen Staates, der die entschei­
dendste Auseinandersetzung seit Jahrzehn­
ten ist. Diese Schlacht muß gewonnen wer­
den! Die Arbeiter dieses Landes brauchen 
dringend eine kämpfende, revolutionäre 
Avantgardepartei, die durch die Spaltung der 
Labour Party geschmiedet wird, die die 
Arbeiterbasis für das Programm des revolu­
tiortären Klassenkampfes gewinnt und diese 
Basis gegen die prokapitalistische Spitze 
kehrt. Ziel der Spartacist League ist es, eine 
solche Partei aufzubauen. Deswegen sagen 
wir heute: Sieg den Bergarbeitern! Macht die 
Eisenbahn, die Stahl- und Kraftwerke dicht! 
Zerschlagt den Angriff der Tories! Stürzt 
Margaret Thatcher! • 

den Lehren der Vergangenheit auf - dem 
Bankrott der Volksfrontregierung Blums, die 
1937 befahl, auf antifaschistische Demon­
stranten in Clichy das Feuer zu eröffnen. Wir 
haben die Arbeiter vor Mitterrands Volks­
front gewarnt. KPF-Führer Marchais küßte 
Mitterrand die Füße, während sich die 
gesamte "extreme Linke" in Oaqueure für 
die Volksfront verwandelte. 

Es gibt heute keine anerkannte revolutio­
näre Führung, die in der Lage wäre, in 
diesem Klassenkrieg eine entscheidende 
Anleitung zu geben. Aber jetzt, wo Mitter­
rand die französische Industrie schleift und 
zehntausende Arbeiter auf die Halde wirft, 
wird das Proletariat zum Generalstreik gegen 
das kapitalistische Austeritätsprogramm 
gezwungen. um seine nackte Haut zu retten. 
Um Leo Trotzki über den britischen Berg­
arbeiterstreik 1926 frei zu zitieren: Die Arbei­
terklasse kann nicht zulassen. daß der 
Bankrott des französischen Kapitalismus den 
Bankrott der französischen Bevölkerung 
bedeuten soll. Soweit, wie der Würgegriff der 
traditionellen reformistischen Irreführer des 
Proletariats durchbrochen wird,je umfassen­
der und militanter der Kampf durchgeführt 
wird, desto mehr werden die revolutionären 
Energien der Arbeiter für die kommenden 
Entscheidungskämpfe entfesselt. • 
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März 1982 an der Spitze der salvadoriani­
sehen Regierung. Während seiner Herrschaft 
ermordeten die Todesschwadronen und das 
salvadorianische Militär 30000 Arbeiter und 
Bauern. Das Duarte-Regime verschaffte den 
Schlächtereien einen legalen Deckmantel, 
indem es mit einer Reihe von Dekreten lan­
desweit den Belagerungszustand verhängte, 
bürgerlichen Ungehorsam zu einer terroristi­
schen Handlung erklärte, Streiks und jede 
Art von Gewerkschaftsaktivitäten verbot, 
den öffentlichen Dienst militarisierte und 
den "Sicherheitskräften" bei ihrem Kampf 
gegen "Subversion" freie Hand gab. 

Aber die Unfähigkeit der Duarte-Regie­
rung, militärisch die Oberhand über den Auf­
stand der linken Guerilla zu erlangen, brach­
te die Führer der Todesschwadronen und 
Teile des Militärs und der Oligarchie dazu, 
ihre eigene direkte politische Agentur in 
Gestalt der Nationalistischen Republikani­
schen Allianz (ARENA) zu schaffen, eine 
paramilitärische Organisation, deren Führer 
der Macho Caudillo Roberto D' Aubuisson 
ist. Seinen Spitznamen "Lötlampen-Bob" 
erhielt er durch seine bevorzugte Methode, 
"Subversive" zu foltern - durch Einführung 
einer Lötlampe in den After. Er beschuldigt 
die Christdemokraten., "weich gegen den 
Kommunismus", wenn nicht gar selbst 
Kommunisten zu sein; und er ist fiir den US­
Imperialismus nicht zuletzt deshalb nützlich, 
weil er es Duarte erlaubt, als "gemäßigt" zu 
posieren - etwa so, wie man Mussolini im 
Vergleich mit Hitler als "gemäßigt" ansehen 
könnte. 

In den salvadorianischen Wahlen ist es 
Pflicht, zu "wählen". Formal ist die Strafe, 
wenn man nicht wählt, eine Geldbuße; "in­
offIziell" kann es der Tod sein. Die New York 
Times (27. März) schrieb zynisch: "Bürger, 
die einen Wahlstempel im Ausweis haben., 
fühlen sich im allgemeinen sicherer im 
Umgang mit Behörden und Sicherheitskräf­
ten als die, die keinen haben." Hunderttau­
sende Salvadorianer standen stundenlang an 
oder liefen von einem Wahllokal zum ande­
ren und versuchten verzweifelt, den für sie 
vorgeschriebenen Platz zum "Wählen" zu 
finden. Viele Salvadorianer konnten gar nicht 
wählen, obwohl sie dachten, daß ihr Leben 
davon abhängt. 

Bundeskanzler Helmut Kohl gratulierte 
seinem Parteifreund Duarte in einem Glück­
wunschtelegramm zu seinem "Wahlsieg", 
erinnerte an ihre "lange persönliche Freund­
schaft" und erklärte, das Volk von EI Salva­
dor habe mit der "Wahl" dieses Henkers 
"einen Beweis seiner politischen Reife 
erbracht" (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14. 
Mai)! Kein Wunder, daß die Duarte-Diktatur 
einen der berüchtigsten Mordbrenner EI Sal­
vadors, Oberst Nicolas Carranza, in Bonn als 
Militärattach6 unterbringen will! Wo könnte 
sich Carranza, bislang Chef der salvadoriani­
sehen Finanzpolizei, der mörderischsten 
aller "Sicherheitskräfte", und CIA-Informant 
in den Todesschwadronen, auch wohler fiih­
len als im Kreis seiner Kumpane der Bundes-

Polen ... 
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Walesa & Co. die Macht ero bert hätten? Aus­
landskapital und NATO-Stützpunkte strö­
men herein, während das Land den Kapitalis­
mus wiederherstellt. Klerikal-faschistische 
Banden terrorisieren die Kommunisten und 
andere Linke, genauso wie militante Arbeiter 
und andere "Unruhestifter". Die Arbeiter 
merken bald, daß es nicht so gekommen ist, 
wie sie es sich vorgestellt hatten. Der Interna­
tionale Währungsfonds ordnet an, daß die 
Hälfte von ihnen im Rahmen von "Austeri­
täts"-Maßnahmen gefeuert wird, und mit 
dem Fleisch ist es auch vorbei. Dafür gibt es 
reichlich Priester. Glücklicherweise hatte das 
I?olnische stalinistische Regime genügend 
Uberlebensinstinkte, um dies fiir den 
Augenblick zu verhindern. 

Was soll jetzt geschehen? Wir unterschät­
zen nicht die Stärke des antikommunisti­
schen Nationalismus in General Jaruzelskis 
Polen. Aber es gibt in den Fabriken und Uni­
versitäten zweifellos Kämpfer, die inspiriert 

wehr, den ehemaligen NazioffIzieren und 
Möchtegern-Ostlandreitern? Die Kohl­
Regierung legte die westdeutsche "Ent­
wicklungshilfe" für das sandinistische Nica­
ragua auf Eis und schießt jetzt dem durch 
"Wahlen" legitimierten Massenmörder 
Duarte Millionen DM in die Venen. Schließ­
lich wurden die 2,1 Millionen Dollar CIA­
Wahlhilfe für Duarte und Blutdollars für die 
nicaraguanischen Killer-Contras Eden Pasto­
ras über die christdemokratische Konrad­
Adenauer-Stiftung "gewaschen" (Der Spiegel, 
14. Mai). Schließlich versorgen Kohl und 
Konsorten die honduranische Armee mit 
"Ausrüstungshilfe" gegen die salvadoriani­
sehen FMLN-Guerillas. 

Das SPD-Präsidiumsmitglied Wischnew­
ski wiederum erklärte zur "Wahl" Duartes, 
"die SPD sei bereit, den christlich-demokrati­
schen Präsidenten bei dieser Aufgabe (des 
Dialogs mit der FMLN) zu unterstützen. Da­
von hänge die Befriedung des gespaltenen 
Landes ab" (nach Frankfurter Allgemeine Zei­
tung, 14. Mai). Die Sozialdemokratie hofft 
Zentralamerika "befrieden" zu können., wie 
sie 1974/75 die portugiesische Revolution 
niederschlagen half 

Im Fahrwasser der SPD propagieren die 
Reformisten der DKP, in EI Salvadormüßten 
"im nationalen Interesse echte Verhandlun­
gen" fiir eine "Provisorische Regierung der 
breiten Beteiligung" (unsere zeit, 23. Mai) ge-

führt werden. Aber was kann eine "politische 
Lösung" anderes bedeuten als daß die linken 
Aufständischen die Waffen niederlegen, das 
heißt eine militärische [jjsung für die salvado­
rianischen Schlächter und ihre imperialisti­
schen Herren! Solch eine "demokratische 
Etappe" nach dem Geschmack der Stalini­
sten würde mit einem Massenmord an zehn­
tausenden salvadorianischen Arbeitern und 
Bauern ihren Abschluß finden. 

Für Arbeiterrevolution! 

In EI Salvador wütet seit fünf Jahren ein 
Bürgerkrieg, in dem linke Guerillas einem 
Schlächter-Regime gegenüberstehen, das 
vom US-Imperialismus gestützt wird. Heute 
beherrschen die Guerillas ein Drittel des 
Landes, während die Regierungstruppen zu­
nehmend dadurch rekrutiert werden., daß 
man die Leute von der Straße mit vorgehalte­
ner Pistole in die Armee zwingt. Aber die 
politische Führung der Guerillas in der 
FDRlFMLN versucht, die Siege der Rebel­
len auf dem Schlachtfeld zu benutzen., um 
einen politischen Handel mit den herrschen­
den rechten Schlächtern EI Salvadors fiir eine 
"Provisorische Regierung der breiten Beteili­
gung" abzuschließen. Liberale bürgerliche 
Kommentatoren habenjedoch schon besorgt 
angemerkt, daß es fraglich ist, "ob die Leute, 
die die Gewehre haben., irgendeinen zukünf­
tigen politischen Handel respektieren wer­
den" (New York Times, 1. April). Die politi­
sche Polarisierung geht zu tief. Ein solcher 
"Handel" wird von den rechten Todesschwa­
dronen ganz sicher nicht respektiert werden. 
Die linken Aufständischen müssen den Krieg 
gewinnen! 

Im benachbarten Nicaragua ermordete die 
Nationalgarde des von den USA eingesetzten 
Schlächters Anastasio Somoza 50000 junge 

sind von wirklich sozialistischen Idealen, und 
die gewonnen werden können für das trotzki­
stische Programm der bedingungslosen mili­
tärischen Verteidigung des sowjetischen 
Blocks gegen den Imperialismus und der pro­
letarisch-politischen Revolution gegen die 
stalinistische Bürokratie. Der Schlüssel zur 
Verwirklichung dieses Programms ist die Bil­
dung eines Netzes von trotzkistischen Zellen 
zur Propaganda und Erziehung im Unter­
grund. 

Was würde eine wirklich kommunistische 
Regierung im Polen mit all diesen Radio­
Freies-Europa-Priestern anfangen? Während 
der großen französischen Revolution im 
Jahre 1789 hat ein Jakobiner vom linken 
Flügel, Jean-Francois Varlet, vorgeschlagen., 
widerspenstige Priester, die sich weigern, den 
Treueeid auf die Republik zu leisten, gegen 
französische Gefangene auszutauschen, die 
von den Berberpiraten gefangen gehalten 
wurden. Wir würden erwägen, einige der 
reaktionären polnischen Priester gegen poli­
tische Gefangene der Arbeiterklasse und 
Linken auszutauschen, die von den vor Blut 
triefenden Juntas der "Freien Welt" in 
Lateinamerika eingekerkert werden .• 
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Lenin 
Über die Losung 

~~ 

der "Entwaffnung 
Eine unterdrückte Klasse, die nicht danach strebt, die Waffen handhaben zu lernen und 
Waffen zu besitzen, ist nur wert, als Sklave behandelt zu werden. Wir können doch nicht, 
ohne uns in bürgerliche Pazifisten oder Opportunisten zu verwandeln., vergessen, daß wir 
in einer Klassengesellschaft leben und daß es daraus keinen anderen Ausweg gibt und 
auch nicht geben kann als den Klassenkampf und die Niederwerfung der Macht der 
herrschenden Klasse. 

In jeder Klassengesellschaft - ob sie auf der Sklaverei, der Leibeigenschaft oder, wie 
heute, auf der Lohnsklaverei beruht - ist die unterdrückende Klasse bewaffnet. Nicht nur 
das heutige stehende Heer, sondern auch die heutige Miliz - selbst in den demokratisch­
sten bürgerlichen Republiken, z. B. in der Schweiz - ist Bewaffnung der Bourgeoisie gegen 
das Proletariat. .. Es genügt, den Einsatz von Militär (einschließlich der republikanisch­
demokratischen Miliz) gegen Streikende zu erwähnen., eine Erscheinung, die allen kapi­
talistischen Ländern ohne Ausnahme gemeinsam ist. .. 

Und angesichts dieser Tatsache will man den revolutionären Sozialdemokraten zu­
muten., die "Forderung" der "Entwaffnung" aufzustellen! Das wäre eine vollständige 
Preisgabe des Klassenkampfstandpunkts und jedes Gedankens an die Revolution. 
Unsere Losung muß lauten: Bewaffnung des Proletariats, um die Bourgeoisie zu besie­
gen, zu expropriieren und zu entwaffnen. Das ist die einzig mögliche Taktik der revolutio­
nären Klasse, eine Taktik, die sich aus der ganzen objektiven Entwicklung des kapitalisti­
schen Militarismus ergibt und von dieser Entwicklung diktiert wird. Erst nachdem das 
Proletariat die Bourgeoisie entwaffnet hat, kann es, ohne an seiner weltgeschichtlichen 
Aufgabe Verrat zu üben., alle Waffen zum alten Eisen werfen., was es dann auch zweifellos 
tun wird, aber erst dann., auf keinen Fall früher. Lenin Werke, Band 23 

Nicaraguaner, bevor die Sandinisten ihn in 
der politischen Revolution von 1979 von der 
Macht vertrieben. Das Militär floh vor der 
Revolution über die Grenze nach Honduras 
- die Formationen bewaffneter Menschen., 
die die Grundlage des bürgerlichen Staates 
bilden., waren effektiv zerstört - aber die San­
dinistas weigerten sich, die konterrevolutio­
näre Bourgeoisie als Klasse sowohl ökono­
misch als politisch zu enteignen. Die klein­
bürgerlich-nationalistischen Sandinistas ver­
suchen zwischen den Arbeiter- und Bauern­
rnassen auf der einen Seite und den nicara­
guanischen Kapitalisten - der "fünften Ko­
lonne" des Imperialismus und des Contra­
Terrors - auf der anderen zu balancieren. Der 
sogenannte "Mittelweg" des politischen 
"Pluralismus" und einer "gemischten Wirt­
schaft" ist wohl oder übel der Weg zur Konter­
revolution. Nur die Enteignung der nicara­
guanischen Kapitalisten und die Ausweitung 
der Revolution auf Zentralamerika und nach 
Norden auf Mexiko kann die Rückkehr der 
Somoza-Tyrannei in Nicaragua verhindern! 
Den Imperialismus zu beschwichtigen be­
deutet, die mögliche Invasion des US-Impe­
rialismus zu erleichtern, weil das den revolu­
tionären Willen der Massen schwächt - ein 
wichtiger Faktor, der bisher den Manövrier­
raum des US-Imperialismus stark eingeengt 
hat. Als die USA in Grenada einmarschier­
ten., gab es seitens der einheimischen Bevöl­
kerung kaum Widerstand; das lag vor allem 
daran., daß es keine revolutionäre Mobilisie­
rung der Massen gab: der populäre Links­
Nationalist Maurice Bishop war durch einen 
Palast-Coup an die Macht gekommen und 
wurde auf die gleiche Weise gestürzt. Die US­
Imperialisten wissen, daß sie heute nicht in 
Nicaragua oder gar in Kuba einmarschieren 
könnten., ohne auf erbitterten Widerstand zu 
treffen., der den Amerikanern schwere Ver­
luste zufügen und sozialen Aufruhr zu Hause 
hervorrufen würde. 

Die Sozialdemokraten in Westeuropa, 
französische und deutsche Bourgeoisie rufen 
nach einer "politischen Lösung", weil sie be­
fürchten, daß eine Invasion amerikanischer 
Truppen in Nicaragua und EI Salvador zu ei­
nem "neuen Kuba" in Zentralamerika führt. 
Und die Regierungen der Contadora-Staa­
tengruppe wollen auf diese Weise verhin­
dern, daß der rote Bazillus auf Venezuela, 
Panama und das mächtige Proletariat Mexi­
kos übergreift, bis an die Türschwelle der 
USA Der Führer der salvadorianischen 
Volksfront und Vize-Präsident der Sozialisti­
schen Internationale, Ungo, drückte es so 
aus: "Die USA haben das Recht, die Ausbrei­
tung des Kommunismus zu verhindern" 
(Baitimore Sun, 3. Mai 1983). 

Wenn die Reformisten aller Couleur jam­
mern, "Kein zweites Vietnam in Zentral­
amerika", antworten Revolutionäre: "Viet­
nam war ein Sieg! Zwei, drei, viele Nieder­
lagen fiir den Imperialismus!" Eine Nieder· 
lage des US-Imperialismus und seiner loka-

len Schlächter in Zentralamerika wäre ein 
mächtiger Schlag gegen den antisowjetischen 
Kriegskurs der Imperialisten. Von EI Salva­
dor, Nicaragua bis Berlin: Verteidigt die So­
wjetunion! Für den militärischen Sieg der linken 
Aufständischen in EI Salvador! Nicaragua 
braucht MIGs! Verteidigt, vollendet die nicara­
guanische Revolution! Für Arbeiterrevolution 
in Zentralamerika! 

Das Manifest des von den salvadoriani­
sehen Kommunisten unter Farabundo Marti 
(nach dem sich die FMLN benannt hat, nur 
um seine Politik des revolutionären Inhalts 
zu berauben), das zum Aufstand der Arbeiter 
und Bauern im Januar 1932 aufrief, verkün­
dete: 

"Die allgemeine Erhebung der arbeiten­
den Männer und Frauen zur Errichtung 
einer Regierung der Arbeiter, Bauern und 
Soldaten. 
Genossen Arbeiter: Bewaffnet Euch und 
verteidigt die proletarische Revolution! 
Genossen Eisenbahnarbeiter: Nehmt die 
Eisenbahnen und stellt sie in den Dienst 
der Revolution! 
Genossen Bauern: Bemächtigt Euch der 
Ländereien der großen Haciendas und 
Farmen und schützt diejenigen., die heute 
ein Stück Land haben, und verteidigt Eure 
revolutionären Errungenschaften mit den 
Waffen ohne Erbarmen für die Reichen! 
Genossen Soldaten: Feuert keinen ein­
zigen Schuß auf die revolutionären 
Bauern und Arbeiter! Tötet Eure Kom­
mandeure und OffIziere! Unterstellt Euch 
dem Befehl der Genossen Soldaten, die 
von diesem Zentralkomitee zu Roten 
Kommandeuren ernannt worden sind! 
Genossen: Bildet Räte der Arbeiter, 
Bauern und Soldaten! Alle Macht den 
Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräten!" 
(zitiert in Löwy, EI marxismo en America 
Latina) 

Dies ist die Tradition der internationalen 
Spartaeist Tendenz, die des proletarischen 
Internationalismus von Lenin, Trotzki ... 
und Farabundo Marti. • 

Pul BUlcher Duarte on Ilte R!m1 
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SPARTAKIST 

Zerschlagt Reagans antisowjetischen 
Kriegskurs in Zentralamerika ! 
Kein Wunder, daß sie ihn in Havanna Adolf 
Reagan nennen. Was würde wohl passieren, 
wenn sie (der KGB? die Kubaner? die Sandi­
nisten?) den Hafen von New York und den 
Potomac-Fluß verminen würden? Die Ver­
einigten Staaten würden in Null Komma 
nichts Krieg erklären - und das hieße welt­
weit Alarmstufe rot Jeder weiß: Die Ver­
minung der nicaraguanischen Häfen durch 
die USA war eine bewußte Kriegshand­
lung ... und ein zynischer Akt der Heuchelei. 
Selbst vom Standpunkt der amerikanischen 
herrschenden Klasse war es, wie die New York 
Times (11. April) schreibt, "illegal, trügerisch 
und dumm". Sehr dumm. Schon haben sie 
einen sowjetischen Tanker beschädigt (und 
die Russen nehmen so etwas nicht auf die 
leichte Schulter). Verteidigt Nicaragua! Ver­
senkt die Minenleger! 

Reagans Kriegsmaschinerie steht bereit fUr 
eine großangelegte Invasion in Zentralameri­
ka. Und wir sprechen nicht von einer "Frie­
dens"truppe a la Libanon, ein paar tausend 
Mann stark, oder den paar tausend, die nötig 
waren, um die winzige schwarze westindi­
sche Insel Grenada zu überfallen Laut Pen­
tagon wären 100000 bis 150000 US-Soldaten 
nötig, um Mittelamerika zu teilen, ganz zu 
schweigen davon, die kampfgestählten San­
dinisten in Nicaragua zu stürzen und die 
mutigen linken Guerillakämpfer in EI Salva­
dor zu zerschlagen. Allein im letzten Jahr ver­
zehnfachte sich die Zahl der US-Militär"bera­
ter" (erinnert euch an Vietnam), und ihre 
"Ratschläge" geben sie immer direkter durch 
Eingreifen auf dem Schlachtfeld selbst Hon­
duras, einst eine schläfrige Bananenrepublik, 
ist zum US-Fort geworden, seit die Vereinig­
ten Staaten dort sechs Luftlandebasen gebaut 
und permanent an die 2000 Soldaten statio­
niert haben. Nach dem gewaltigen US-Manö­
ver "Ocean Venture" in der Karibik mit 350 
Kriegsschiffen und 30000 Soldaten "üben" 
starke amerikanische Truppenverbände an 
der honduranischen Grenze zur salvadoria-

Militärischer Sieg den linken Aufständischen in EI Salvador! 
Verteidigt, vollendet die Revolution in Nicaragua! 

nischen Provinz Chalatenango, einer von 
den linken Aufständischen kontrollierten 
Zone. 

Reagans Politik, revolutionäre Aufstände 
in Zentralamerika durch lokale Schlächter 
unterdrücken zu lassen, funktioniert offen­
sichtlich nicht Die Contra-Terroristen der 
CIAgewinnengegen die Sandinisten nicht an 
Boden. In EI Salvador haben die Guerillas 
die mörderische Militärdiktatur aus einem 
Drittel des Landes vertrieben, und die dürfti-

Rassistischer Polizeiterror in lannheim 

ge Kontrolle über den Rest gleitet ihr aus den 
Händen. Dem US-Imperialismus verbleibt 
nur die Alternative: massiver Einsatz ameri­
kanischer Truppen oder der Versuch, die mit­
telamerikanischen Nationalisten mit Zucker­
brot und Peitsche zum Ausverkauf einer 
"politischen Lösung" zu bewegen. 

Für Reagan ist Mittelamerika die Front­
linie des imperialistischen Kriegskurses 
gegen die Sowjetunion: Die UdSSR ist das 
militärische und industrielle Machtzentrum 

Verteidigt MTIB/I,~inin Sesi! 
Im Anschluß an eine Versammlung der 
MTIB (Fortschrittliche Einheit aus der 
Türkei) wurden am späten Abend des 13. 
April in Mannheim vier türkische Linke 
brutal überfallen und durch Schüsse schwer 
verletzt Die Attentäter, drei blutrünstige 
Zivilpolizisten, hatten ihren Opfern aufge­
lauert und zunächst zwei von ihnen ange­
rempelt, gestoßen und mit rassistischen 
Provokationen wie "Türkenschweine - haut 
ab!" bedroht, als zwei weitere MTIB-Anhän­
ger ihren Freunden zu Hilfe eilten. Berechtig­
terweise vermuteten sie einen Nazi-Angriff 
und versuchten, sich zu verteidigen. Sofort 
schossen die Zivilbullen wild um sich. Als die 
Verwundeten auf der Polizeiwache Zuflucht 
suchten, erhielten sie dort jedoch nicht die 
erhoffte Hilfe und ärztliche Behandlung. 
Uniformierte Polizisten und die zivilen 
Scharfschützen schlugen nun gemeinsam 

auf die türkischen Männer ein. Einer von 
ihnen, schwerverletzt von einem Hüftschuß, 
mußte sich nackt ausziehen und wurde brutal 
zusammengeschlagen, während ein Beamter 
kommentierte: "einen Meter zu tief ge­
troffen". Eine Stunde später folgte die poli­
zeiliche Durchsuchung des MTIB-Büros, ein 
Genosse der Mannheimer MTIB (Sympathi­
santengruppe von I~~inin Sesi) wurde kurz­
fristig verhaftet In den darauffolgenden 
Tagen wurden weitere 15-20 Türken in 
Mannheim festgenommen und mehrere von 
ihnen mißhandelt Diese mörderischen Pro­
vokationen erinnern an die nächtlicher 
GESTAPO-Überfälle. Protestiert gegen den 
blutigen Polizeiterror in Mannheim! Vertei­
digt die MTIB! Stoppt die Menschenjagd auf 
Ausländer! 

Mit eiskalter Berechnung fUhrt der bürger­
liche Staat die rassistische Routine seiner 

polizeilichen Schlägertrupps fort und setzt -
gemäß Goebbels' "Großer Lüge" - seine 
Opfer auch noch auf die Anklagebank. Aus 
Gründen der "Fluchtgefahr" wurden am 
10./11. Mai vier der Opfer des Mannheimer 
Überfalls verhaftet; einer von ihnen wurde 
noch während seines Krankenhausauf­
enthalts festgenommen. Am 22. Mai wurde 
ein weiterer MTIB-Unterstützer inhaftiert. 
Die Anklagen lauten: "Landfriedensbruch" 
und "Widerstand gegen die Staatsgewalt". 
Damit sind die fUnf unmittelbar bedroht, an 
die türkische MördeJjunta ausgeliefert zu 
werden. Abschiebung ist Mord! Stoppt die 
Abschiebungen durch Gewerkschaftsaktion! 

Die vier türkischen Linken sind nicht die 
ersten, die der Kampagne fUr eine "aus­
länderfreie Nation" im "deutschen Interesse" 
zum Opfer fallen Der westdeutsche "Rechts-

Fortgesetzt auf Seite 9 

aller Länder, in denen der Kapitalismus zer­
schlagen wurde, und die Sowjetunion ist in 
der Lage, den US-Imperialismus daran zu 
hindern, jeden Kampf der kolonialen Völker 
in Blut zu ertränken. Die kleinbürgerlichen 
Sandinistas in Nicaragua, die Führung der 
salvadorianischen FDRlFMLN (Revolutio­
när-Demokratische FrontINationale Be­
freiungsfront Farabundo Marti) und ihre 
reformistischen Freunde hier und weltweit, 
sie streiten alle ab, daß der Kampf in Mittel­
amerika irgend etwas mit dem "Ost-West­
Konflikt" zu tun habe. Unglücklicherweise ist 
es wahr, daß die nationalistische stalinisti­
sche Bürokratie im Kreml weder die salvado­
rianischen Guerillas bewaffnet noch Nicara­
gua die modemen Waffen liefert, die es 
braucht; aber der Zweck von Reagans Lüge 
über eine "kuba nische und sowjetische 
Aggression" in Zentralamerika ist es ja gera­
de, die amerikanische Bevölkerung fUr einen 
wirklichen Krieg gegen den Sowjetblock zu 
mobilisieren. Darum sagen wir: Die Verteidi­
gungvon Kuba und der UdSSR beginnt in Zen­
tralamerika! 

Duarte: "Demokratisches" Aushän­
geschild für Todesschwadronen 

Gabriel Garcia Marquez, der linke Roman­
schriftsteller aus Lateinamerika, erklärte, daß 
seine surrealistischen Stücke die erschrek­
kende und sogar zum Wahnsinn fUhrende 
Realität Lateinamerikas widerspiegelten; die 
jüngsten "Wahlen" in EI Salvador würden 
sich gut als Stoff fUr seine Bearbeitung 
eignen. Jeder der "Kandidaten" ist nachweis­
lich ein Massenmörder. Der Sieger der 
"Wahlen", der von den USA unterstützte 
Christdemokrat Jose Napoleon Duarte, kam 
im Oktober 1979 durch einen "Menschen­
rechts-Coup", den die Carter-Regierung 
deichselte, an die Macht und saß bis zum 
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